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48. Sitzung des Reichstages. (9. Juni) 

12 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Fürſt Bismarck, Delbrück, v. Roon, 
v. Kameke, Fäuſtle u. A. a 8 

In dritter Berathung werden genehmigt: 1) das Geſetz, betreffend die 
Verbeſſerung der Lage der Unteroffiziere; auf den Autrag des 
Abg. 1 1 Ben der Ausdruck „Manquement“ durch „jeweilig unbeſetzte 

tellen“ erſetzt. ; 
3 2) Das Geſetz, betreffend die Erweiterung der Dienftgebäude des 
Kriegsminiſteriums u. ſ. w. unverändert. : 

3) Das Geſetz, betreffend den Gelobenarf für die Reichseiſenbahnen. 
Durch Hinzufügung der Linie von Müßlhauſen bis zur Nheinmitse bei 
Ottarshauſen (2) in ber Richtung auf Mühlheim, deren Aufnahme in das 
Geſetz von den Abgeordneten Elben, Lamey und Hammacher beautragt und 
von dem Bundes⸗Commiſſar Geh. Rath Hertzog genehmigt wird, wächſt die 
zu bewilligende Summe um 12,740,000 Tölr., im Ganzen alſo auf 36,293,587 
Thlr. Zu erwähnen iſt noch, daß Abg. Tritſcheller an den vor dem 
Kriege zwiſchen Frankreich und Baden abgeſchloſſenen Vertrag, betreffend den 
Bau einer Eiſenbahn von Colmar nach Breiſach nebit einer Eiſenbahnbrücke 
über den Rhein, erinnert und daran die Frage knüpft, ob die Reichsregie⸗ 
rung nicht auch in dieſen Vertrag, wie in manchen ähnlichen einzutreten be⸗ 
abſichtigt. Geh. Rath Hertzog erwidert, daß die Verhandlungen über dieſen 
Bau ſofort nach dem Kriege aufgenommen, aber noch nicht abgeſchloſſen 
find, weil die militäriihen Jutereſſen eine beſonders ſorgfältige Prüfung 
fordern. Der Aoſchluß ſteht ſehr nahe bevor. n 2 

Das Haus, vellen Beſchlußfähigkeit heute unzweifelhaft iſt (der Telegraph 
hat feit vorgeſtern kräftig gewirkt), tritt nunmehr im die zweite Berathung 
des Haushalts⸗Etats des deutſchen Reichs für 1874 ein, zunächſt 
des Etats des Reſchskauzleramts (Ausgaben). 

Der Dispoſitſonsfond von 40,000 Thlr. giebt dem Abg. Dernburg 
Anlaß zu der Frage, wie es mit den Arbeilen der Commiſſion zur Be: 
rathung der Civil: und Strafproceßordnang ſtehe, deren Koſten aus dieſem 
Fond beſtritten werden. Schon vor 5—6 Jahren iſt der Beſchluß gefaßt, 
daß für den norddeuſſchen Bund, ſpäter für das Reich die Civil⸗ und Crimi⸗ 

nalproceßordnung eine gemeinſame ſein ſoll; von den Reſultaten der Com⸗ 
miſſionsberathungen hat man aber noch nichts erfahren. i 

Präſident Delbrück: Wenn ſich der Vorrebner über die lange Dauer 
der Commiſſionsberathungen ausſprach, ſo hat er vergeſſen, daß dieſe Be⸗ 
ratbung aus fachlichen Gründen zweimal ſtattfindet. Die Civilpꝛoceß⸗Ord⸗ 
nung für den norddeutſchen Bund war nahezu vollendet, als das Reich ge⸗ 

ründet wurde. Es war eine ausdrückliche Vorausſetzung der ſüddeulſchen 

egierungen, deren Berechtigung nicht verkannt werden konnte, daß unter 
ihrer Mitwirkung eine Reviſion des Entwurfes ſtattfinden ſolle. Reponirt 
iſt die Cwil⸗Proceßordnung nicht im Mindeſten. Der Entwurf iſt dem Bun⸗ 
desrathe vorgelegt. Es iſt aber außer allem Zweifel, daß die Civil⸗Proceß⸗ 
ordnung allein dem Haufe füglich nicht vorgelegt werden konnte, ſie kang 
nur in Verbindung mit einer Criminal⸗Proceßordnung und einem Geſetze, 
welches die Grundſätze der Gerichtsorganiſation gleichmäßig feſtſtellt, vor⸗ 
gelegt werden. Die Commiſſion zur Beratbung der Criminal⸗Proceßordnung 
tagt augenblicklich, ſie hat in 6 Wochen die erſte Leſung des Entwurfes 
beendigt und befindet ſich bei der zweiten. Sie hat alſo ihrer Aufgabe einen 
andauernden und energiſchen Fleiß zugewendet. Der Entwurf über die Ge: 
richtsorganiſation iſt noch in Vorbereitung und muß ſich ergänzen aus den 
Beſchlüſſen, die in Beziehung auf die beiden andern Entwürfe gefaßt werben. 

Abg. Windthorſt (Meppen) kann die Klage des Abg. Dernburg über 
langſame Arbeit nicht unterſtüßzen. Es hat durchaus keine Saumſeligteit 
ftaitgefunden; wer mit einiger Aufmeekſamkeit den Arbeiten der Commiſſion 
gefolgt iſt, wird ſich von den außerordentlichen Leiſtungen derſelben über⸗ 
zeugt haben. Es iſt über Erwarten biel und gut gearbeitet worden. 

Abg. v. Hoberbed: Gewiß iſt viel, vielleicht aber auch zu ſchnell ge 
arbeitet worden. Was das Reſultat ihrer Arbeit betrifft, ſo wäre zu wün⸗ 
ſchen, daß ſie ei der zweiten Leſung das widerruft, was ſie zum allgemeinen 
Schrecken des veuiſchen Volkes wegen Abſchaffung der Schwurgerichte be⸗ 
ſchloſſen hat. (Sehr wahr! links.) Ich würde ihr ſehr gern noch eine ge⸗ 
al Zeit 1 um das wieder zurückzumachen, was ſie gemacht hat. 
Beifall links. 

\ u den Dispoſitionsfonds des Reichskanzlers von 40,000 Thlr. 
„zu allen unvorhergeſehenen Ausgaben“ ſchließt ih der des Kaiſers von 
300,000 Thlr. „zu Gaadenbewilligungen aller Art“. In Bezug auf den 
letzteren bemerkt Abg. Dr. Friedenthal: De:ſelbe iſt unter Anderem 
dazu beſtimmt, Abhilfe gegen die Härten zu ſchaffen, welche durch die wört⸗ 
liche Anwendung des Geſetzes über die Penſionen der Invaliden und der 
Hinterbliebenen der Gefallenen nothwendig entſtezen müſſen. Der Geſetz⸗ 
geber hatte bei Abfaſſung dieſes Geſetzes die Pflicht, ſich wegen der gebote- 
nen finanziellen Rückſichten innerhalb gewiſſer Schranken zu halten, auf die 
Gefahr hin, daß die Fälle, die jenſeits dieſer Schranken liegen, ſehr unbillig 
zu Unguniten der Beireffenden entſchieden werden lönnten. Ich will auch 
der Militärverwaltung keinen Vorwurf daraus machen, daß ſie ſich in vielen 
mir bekannten Fällen außerorbentlig ſtreng an den Wortlaut des Geſetzes 
gehalten hat. Die Härten find aber von ſolcher Natur, daß ic) es für noth⸗ 
wendig halte, vom Geſichtspunkte der Gerechtigkeit eine allgemeine und weit⸗ 
greifende Abhilfe zu ſchaffen. f 
ergegenwärtigen Sie ſich einen Fall, der häufig vorkommen wird. Im 
8 94 des betreffenden Geſetzes unter Lit b. iſt geſagt, daß die Hinterblüebe⸗ 
nen derjenigen, welche im Laufe des Krieges erkrankt oder beſchüdigt und 
in Folge deſſen vor Ablauf eines Jahres nach dem Friedensſchluß verſtor⸗ 
ben ſind, die Penſionen haben ſollen, die Hinterbliebenen berjenigen, vie 
nach Ablauf eines Jahres geſtorben ſind, nicht. Nun denken Sie ſich, daß 
Soldaten in Folge einer Krankheit, die fie ih nach Ausweis des Alteſtes 
der Aerzte im Kriege zugezogen haben, in ein Lazareth gekommen, in dieſem 
über ein Jahr geblieben und erſt nach Ablauf deſſelben geſtorben find. In 
dieſem Falle erhalten die Hinterbliebenen nichts. Das iſt aber nach dem 
menſchlichen Gefühle und dem einfachen Sinne des Volkes eine Ungerechtig⸗ 
tigkeit. Aehnliche Falle wiederholen ſich bei allen denjenigen Anwendungen 
des Geſetzes, wo es ſich um Einhaltung poſitiver Schranken handelt. Man 
bedenke, welchen Embruck ſolche Fälle machen müſſen, während wir hier un⸗ 
ausgeſetzt über die eroberten Millonen disculiren; man bedenke ferner, 
welchen Einoruck es machen muß, wenn eine große Zahl derjenigen, die im 
Kriege vielleicht den Keim einer langwierigen Krankheit in ſich aufgenom⸗ 
men, die in ihrer Erwerbstätigkeit geſchwächt und völlig ruinirt worden 
ſind, denen die Schwierigkeit des Beweiſes dafür obliegt, ebenfalls leer aus⸗ 
gehen, dann wird man zugeben müſſen, daß ein dringendes Bedürfniß zur 
Abhilfe vorhanden iſt. Dieſe Abhilfe iſt dergeſtalt beabſichtigt, daß man 
einen Dispoſitſonsfonds auf den Etat gebracht bat, der, wo das ſtrenge 
Recht nicht ausreicht, Billigkeits⸗Rückſichten zur Geltung bringen fol. Ich 
wünſchte aber doch, daß die Militärbebörden nicht gar zu ſtreng bei der 
Entſcheidung der Geſuche ſich an die Worte des Geſetzes halte, daß fie bier- 
bei vielmehr nach der allgemein giltigen Interpretationsregel berfabre und 
den Sinn des Geſetzes mehr entſcheiden laſſe als bisher. enn der 
Dispoſitionsſonds nicht ausreichen ſollte, jo möge man, da es gegen die 
conflitutionellen Gewohnheiten ſein würde, auf eine Erhöhung anzutragen, 
vom Reichstage einen weſentſich höheren Betrag fordern. Wenn irgend dez 
Reichstag die Verpflichtung anerkennen wird, nicht allzu ſparſam zu fein, 
ſo wird dies für den Fall ſein. Kaum etwas ſchwächt die Luft zu patriotie 
en Opfern mehr, als wenn man heute — und das iſt der Fall — eine 
große Anzahl Perſonen, die durch den Krieg in ihrer perſönlichen Ewerbs⸗ 
1 1 durch Krantheiten geſchwächt oder ruinirt ſigd, ohne jede Uoter⸗ 
ſtützung exiſtiren oder den Gemeinden zur Laſt fallen ſieht; wenn man ſieht, 


daß die Hinterbliebenen von Perſonen, welche in Folge von Krankheiten 


nach dem Kriege verſtarben, der allgemeigen Wohltpätigkeit zur Laſt fallen. 
Ich hielt mich für verpflichtet, dieſe Angelegenheit ihrer außerordentlichen 
Wichtigkeit wegen hier ohne Scheu in Auzegung zu bringen. 
Präſident Delbrück: Der hier vorgeſehene Fonds hat die Beitimmung, 
mit zu dem Zwecke zu dienen, die der Vorredner bezeichnet hat. Auch von 
Seiten der verbündeten Regierungen wird es als eine Pflicht anerkannt, 
in ſolchen Fällen helfend einzutreten, wo das Geſetz ed der Verwaltung 


denn ein im Orte anſäſſiger Mann, der unter dem Ei 


Inicht geftattet. Ich muß aber bei dieſer Gelegenbeit die Militärverwaltung 


in Schutz nehmen, als ob fie eugberzig verfährt. Sie iſt an Geſetze ge⸗ 
bunden. (Sehr wahr! links.) Und in Beziehung auf die Bewilligung von 
Penſionen unterliegt ſie, wie eine jede Verwaltung, der Controle des Rech⸗ 
nungsbofes. Ich glaube nicht, daß ſie in irgend einem Falle eine Unter⸗ 
ſtützung oder Penſion verſagt hat, wo ſie geglaubt hat, ſich geſetzlich recht⸗ 
fertigen zu können. Aber ſie war nicht befugt, mit den Bewilligungen über 
das Geſetz hinaus zu geben. (Beifall links.) 

Abg. b. Bunſen: Gewiß dürfen wir die Militärverwaltung nicht auf⸗ 
muntern, andere Erwägungen als die der ſtrengſten Geſetzesausführung 
gelten zu laſſen. Aber mit zur Ausgleichung der Härten ſoll dieſer Fonds 
bewilligt werden, obwohl nach der Motivirung auch andere Geſuche mit 
hineingezogen werden ſollen. Wir dürfen aber in dieſer Beziehung nicht 
ganz vergeſſen, welche große Zuwendungen den Invaliden aus Privatmitteln 
gemacht worden ſind. 

Abg. Dr. Friedenthal: Ich glaube ausdrücklich geſagt zu haben, daß 
ich der Militärverwaltung keinen Vorwurf daraus mache, daß fie ſich ſtreng 
an den Wortlaut des Geſetzes hält. Ich bin der Letzte, der ein anderes 
Verfahren wünſchte. Wenn ich aber eine liberale Anwendung des Geſetzes 
wünſchte, fo bezieht ſich das biel weniger auf die Interpretation der mate⸗ 
riellen Geſetzesbeſtimmungen ſelbſt als auf die Beweisfrage. Es handelt 
ih in dieſen Fallen ſehr häufig um die Prüfung gewiſſer Thatſachen und 
ihrer Beweiſe. Dieſe Beweismittel ſind zu einer Zeit entſtanden, als das 
Geſetz noch gar nicht beſtand, mau kannte bei der Entlaſſung der Leute, bei 
der Feſtſtellung der Vorausſetzungen die Beſtimmungen des Geſetzes noch 
nicht; es giebt alſo ſehr wohl ein Verfahren, welches Diele Beweismittel minder 
ſtreng prüft, mehr nach der Geſammtheit des Falles, als nach einer gewiſſen 
kauſtiſchen Manier, die, wenn nicht eben Alles bis auf das letzte Komma 
nach ſtrengen Beweistheorien dargethan iſt, aus jedem kleinen Mangel die 
Abweiſungsgründe hernimmt. Eine ſolche Behandlung der Materie würde. 
ſchwerlich gegen den Sinn des Geſetzes verſtoßen und der von mir ausge⸗ 
ſprochene Wunſch erſcheint mir daber lrotz aller Einwendungen als gerecht. 
Abg. Richter: Ob man das Geſetz liberal oder conſervativ auslegt, 
iſt gleichgültig; das mögen die Beamt en mit den Geſetzen und ihrem Ge⸗ 
wiſſen ausmachen. Billigkeitsgründe zu prüfen iſt aber nicht die Sache 
untergeordneter Behörden. Der Abg. Friedenthal hat die Privatfonds 
nicht erwähnt und überſehen, daß auch andere Staatsfonds für dergleichen 
Zwecke vorhanden find. Aehnliche Fonds find in Preußen häufig Gegen⸗ 
ſtand finanzrechtlicher Controverſe geweſen; ich mochte ausſchkießen, daß 
ſolche Controverſe in Zukunft hier auftreten. Wenn es heißt, „Dispoſitionsfonds 
des Kaiſers“, jo hat das die Bedeutung, daß eine Verwendung ohne Unter: 
ſchrift des Kaiſers nicht geſchehen kaun, daß aber die Nothwendigkeit, daß 
der Reichskanzler die Anweiſung des Kaiſers gegenzeichnet, nicht ausge⸗ 
ſchloßen iſt: ferner iſt der Fonds kein geheimer, ſondern wir lönnen Ver⸗ 
wendungsnachweiſe verlangen, es darf ferner aus Diefem Fonds nichts be⸗ 
willigt werden, was bei einem andern Titel vom 5 e abgelehnt iſt. 
Wenn alſo z. B. eine Subvention für Heidenmiſſion vom Reichstage abge⸗ 
lehnt iſt, darf fie nicht aus dieſem Fonds gewährt werden. Dergleichen ift 
an andern Orten ſchon da geweſen. Wenn ferner aus dem Fonds Dar⸗ 
lehne gegeben werden, ſo fließen ſie nachher nicht als Rückeinnahmen dem 

onds zu, ſoudern gelangen als Einnahmen im Etat zur Kenntniß des 


auſes. 
Zu Tit. 6 (Penſionen und Unterſtützungen) bemerkt der Abg. Richter, 
daß die Penſionen für ehemalige franzöſiſche Militärs, feiner Meinung 


nach, eben ſo wie die betreffenden Summen für hannöverſche, naſſauiſche 


und kurheſſiſche Militärs in das Pauſchquantum gehören. Ir 

Bei der Unterſtützung zur Herausgabe der Monumenta Germaniae be 
merkt Abg. Thomas, daß die Sammlung zur Beſchaffung für Schule und 
Haus zu koſtſpielig und es daher wünſchenswerth ſei, daß eine kleinere, 
mehr handliche Ausgabe beſorgt würde, um ven Geſchichtsunterricht an den 
Gymnaſien mehr zu beleben. 

Eine durchaus neue Poſition iſt die von 6900 Thlr. für Ueberwa⸗ 
chung des Auswanderungsweſens, wovon 4000 Thlr. zur Beſoldung 
des Reichscommiſſars, der Het für ſächliche Ausgaben beſtimmt find. 

Abg. Loewe ſpricht die Befürchtung aus, daß ein einziger Beamte dem 
Uebel nicht wirkſam genug entgegentreten könne. Beſſer ſcheint die Sache 
überwacht werden zu können, menn vielleicht in jedem Hafen ein dort ans 
jaſſiger Mann das Amt als ein Ehrenamt übernähme. So wie die Summe 
jetzt derwendet werden ſoll, wird fie ihren Zweck nicht erfüllen. 

Abg. Kapp befürchtet ebenfalls, daß die Mittel nicht zum Zwecke ge⸗ 
nügen. Ein Beamter reicht nicht aus; er muß mit eigenen Augen ſehen 
und das wird eben nicht möglich ſein, da aus Bremen, Hamburg und in 
neuerer Zeit auch aus Stettin oft an denſelben Tagen Auswandererſchiffe 
abgehen. Es müßte alſo in jedem Hafen ein Beamter ſein, wenn etwas 
Erſprießliches geleiſtet werden ſoll. Das Beſte ſcheint jedenfalls zu ſein, 
daß in jedem Hafen ein Ehrenamt der Art errichtet würde. e 

Bundescommiſſar Geh. Rath Michaelis: Die Veranlaſſung zur Ein⸗ 
ſetzung dieſes Beamten liegt in den Vorkommniſſen auf dem Schiffe „Leib: 
nit“ im Jahre 1866. Der Commiſſar foll eine Confrole über die Art und 
Weiſe, wie die Verordnungen ausgeführt werden, üben; er ſoll thunlichſt 
häufig Reviſionen der auf einer Expedition begriffenen Auswandererſchiffe 
vornehmen. Von Mängeln ſoll den Behörden Anzeige gemacht werden, 
um Abhilfe zu ſchaffen. Ein Ehrenamt kann nicht wohl eingerichtet werden, 
ufluſſe localer Be⸗ 
ziehungen und Intereſſen ſteht, wird ſchwe lich eine wirkſame Controle des 
Auswanderungsweſens üben können, während man dies von einem außer⸗ 
halb ſolcher Beziehungen ſtehenden Reſchscommiſſar erwarten kann. In den 
erſten Jahren hat der Beamte feine Thätigkeit lediglich auf Bremen und 
Hamburg beſchränkt, dann aber auch Stettin in den Kreis ſeiner Controle 
gezo zen. Er hat mehemals von Mängeln Anzeige gemacht und es it mit 
Erfolg eingeſchritten worden. Die verbündeten Regierungen wünſchen, daß 
auf dem bereits beichrittenen Wege verharrt und die bisher unbeanſtandete 
Poſition auf den Etat übernommen werde. 

Abgeorpneter v. Kuſſe row iſt mit dem Abgeordneten Kapp im Uebri⸗ 
gen einverſtanden, nur kann er die Einrichtung eines Ehrenamtes zu dem 
beabſichtigten Zweck nicht für ausreichend erachten. 5 

Abg. Mos le bejürmortet, daß der Commiſſar nicht am Platze wobn⸗ 
haft fein, ſondern die Häfen bereiſen ſolle; dann dürfe allerdings kein 
Ehrenamt eingerichtet werden. er > 

Nachdem noch der Abg. v. Hoverbeck ſich für Einrichtung eines Ehren⸗ 
amtes ansgeſprochen und der Abg. Lasker auf eine etwaige Wahrnehmung 
der Functionen als Nebenamt hingewieſen hat, zeigt Abg. Kapp an, daß 
er für die dritte Leſung ſpecielle Anträge einbringen werde. 2 

‚Bräfivent Delbrück: Es it überſehen worden, daß die Vorſchriften des 
Reiches über das Auswanderungsweſen zunächſt von den Organen der be⸗ 
treffenden Einzelregierung, in deren Hafen fie zur Geltung kommen, ge⸗ 
handhabt werden müſſen. Es handelt ſich alſo nicht um einen Lokalbeamien, 
ſondern der Reichscommiſſarius hat nur die Aufgabe zu überwachen, daß 
die Landesbeamlen ihre Schuldigkeit thun, daß in den Häfen gleichmäßig 
verfahren wird. Er wird ſich natürlich von Zeit zu Zeit perſönlich davon 
überzeugen, daß dies geſchieht. 5 5 8 

Abg. Duncker: Dieser Poſten wird durch einen Capitain zur See 
wahrgenommen, der ſchon auf dem Marineetat ſteht; es frägt ſich, oh ein 
ſo 0 Zuſchuß für die in ihrem Erfolge noch zweifelgaften Leiſtun⸗ 
gen nöthig iſt. 

Präſident Delbrück: Sobald der Beamte eine etatsmäßige Stellung 
erhält, bat er keinen Bezug mehr zum Marine-Gtat. 

Abg. v. Bunſen: Nachdem wir aus den Erklärungen geſehen haben, 
daß es ſich um eine Perſonenfrage, um die Erhaltung einer tüchtigen Kraft 
handelt, wird es wohl das Gerathenſte ſein, den Poſten zu hewilligen. 
Hiermit ſchließt die Diskuſſion und wird die Summe von 6000 Thlrn. 
für Ueberwachung des Auswanderungsweſens bewilligt. 

Zu Tit. 13 Ne. 1 (Präſident des Reichsamts für Heimathsweſen 4500 
Thlr. gegen 1000 Thlr. im Vorjahr) fragt Abg. Lasker an, ob dieſe Ge⸗ 
baltserböhung. welche das bisher als Nebenamt verwaltete Präſidium in ein 
volles Amt umwandle, auch die Umwandlung der drei Rathsſtellen, welche 
bisher Nebenämter geweſen ſeien, in volle Aemter nach fi ziehen würde. 
Präſibent Delbrück verneint dieſe Frage; der große Umfang der Geſchäfte 


Verlag von Eduard Trewendt. 


des Heimathsamts 


habe es nöthig gemacht, einen eigenen Präſidenten für 
daſſelbe zu beſtellen. Die Poſition wird darauf genehmigt. 8 f 

Die Etats des Reichstags (71,359 Thlr. Ausgaben), des Reichs⸗ 
oberhandelsgerichts (Einnahme 11,790 Thlr., Ausgaben 100,600 Thlr.) 
1 . (Ausgaben 118,200 Thlr.) werden ohne Debatte 
ge igt. 

Es folgt der Etat des auswärtigen Amts. Zu Titel 6 (Geſandt⸗ 
ſchaften) hält es Abg. Thomas für intereſſant einmal ante! wie 
biel von den etwa fünfundzwanzig Dolmetſchern und Dragomaus, für welche 
in dieſem Etat Gehälter ausgeworfen ſeien geborene Deuiſche ſeien. Die 
Erfinder und Meiſter ver Diplomatie, die Venetianer hätten alle Poſten bei 
ihren auswärtigen Geſandtſchaften immer nur mit geborenen Venetianern 
beſetzt; daher rühre die Unübertrefflichkeit ihrer viplomatiſchen Berichte. Es 
wäre gewiß ein paterländiſches Intereſſe, Deutſche zu Dolmetſchern ausbil⸗ 
den zu laſſen, ſei es im Auslande, ſei es in Berlin, wo ja die Univerſiſät 
die reichlichſten Lehrkräfte biete. 5 

Fürſt Bismarck: Es liegt allerdings in der Abſicht, den Anfang mit 


einem ähnlichen Inſtitut zu machen, welches, wenn ich nicht irre, zu Ihrer 


Berathung kommen wird bei dem Titel Konſtautinopel oder außerhalb des⸗ 
ſelben in einer geſonderten Form. In Konſtautinopel befindet ſich eine 
zahlreiche deutſche Kolonie, die ihrerſeits nicht unerhebliche Opfer für Ein⸗ 
richtung deutſcher Schulen oder einer deutſchen Schule bringt, Opfer, denen 


die Reichsregierung ſehr gern entgegenkommt, nur iſt die Gefahr vorhaun⸗ 


den, daß Exemplificationen in vielen anderen Orten ſtattfinden, da die deut⸗ 


ſchen Kolonien über den ganzen Erdkreis weit und zahlreich verbreitet ſind. 


Im Allgemeinen iſt es wünſchenswerth, ſoweit die Mittel ausreichen und 
erlauben, ſolche Einrichtungen zu förden, damit die Deutſchen auch im Aus⸗ 
lande und Derjenige, der dort dauernd weilen will, die Geſchichte und 
namentlich die ſeines eigenen Landes in deutſcher Auffaſſung lernt und 
auch den Wiſſenſcheften an deutſcher Hand näher geführt wird und auf 
dieſe Weiſe von Hauſe aus im 2 nlonle mit dem Bildungsgange 
ſeines Vaterlandes von Kindheit auf bleibt. Es wiederholt ſich ja bei der 
deutſchen Nation häufiger als bei jeder anderen, daß diejenigen, die im 
Auslande ihre Exiſtenz begründen, nachber nicht in die Heimalh zurück⸗ 
kehren, ſondern der Nation dauernd angehörig bleiben, bei der fie ſich zuerſt 
als Fremde angeſiedelt haben. Es liegt das vielleicht einigermaßen daran, 
daß die zweite Generation doch eben von Kindheit auf mit den Schulinſtitu⸗ 
tionen ves fremden Landes verwachſt. Ob unſere Mittel fo weit reichen, 
dieſem Vetluſte an nationalem Capital auf breiter Baſis entgegenzuwirken, 
das laſſe ich dahin geſtellt fein. Was die ſpecielle Bemerkung des Vor⸗ 
redners betrifft, ſo glauben wir Ihnen einen beſonderen Titel für die Ein⸗ 
richtung einer Schule in Konſtantinopel iu Anſatz bringen zu können, um 
mit dieſer Schule ein Inſtitut von Dolmetſchern zu erzielen, welches mit 
dem diplomatiſchen Poſten in Verbindung bleibt - 

Zu Titel 6 Nr. 10 (Geſandtſchaftsprediger in Liſſabon 1000 Thlr. gegen 
das Vorjahr 500 Thlr. mehr) beantragt Abg. von Hopverbeck dieſe Er⸗ 
hoͤbung zu ſtreichen. Die Creirung beſonderer Geſandt chaftspredigerſtellen 
hätte doch nur da einen Sinn, wo die religiöſen Bedürfniſſe des Geſandt⸗ 
ſchaftsperſonals ſich nicht anders befriedigen ließen. Das ſei aber ſelbſt nicht 
in Peking der Fall; für die dortige Geſandtſchaft werde kein Geſandiſchafts⸗ 
prediger gefordert; viel weniger alſo in Liſſabon. 

Bundeskommiſſar Geh Rath v. Bülow: Im vorigen Jahre hat bie 
Reichsregierung dem Haufe eine Denkſchriſt über die Geſandſchaftsprediger 
vorgelegt, deren Prineipien damals als richtig anerkannt wurden. Ich bitte 
dieſelben nicht ſchon jetzt wieder aufzugeben. In Liſſabon iſt die profeſtan⸗ 
tiſche Gemeinde jo klein, daß fie keinen eigenen Prediger unter ballen kann; 
derſelbe bedarf zu feinem Unterhalt als Zuſchuß mindeſtens die Summe, 
welche wir fordern. Sonſt muß er ſeinen Poſten aufgeben und das wäre 


ſehr bedauerlich, denn gerade er iſt der Mittelpunkt der deulſchen Beböl⸗ 


kerung in Liſſabon nicht nur, 


ondern im ganzen Portugal i 
es engliſche Geiſtliche. | gaazen Portugal. In Peking giebt 


Abg. v. Hoverbeck bezweifelt, daß die katholiſchen Deutſchen in Por⸗ 


bg. 

tugal in dem Geſandtſchaftsprediger ihren Mittelpunkt ſehen würden. 

Fürſt Bismarck: Die Bedeutung dieſer F 0 
dem Bedürfniß, daß, wenn beiſpielsweiſe das Reich einen Geſandten, der 
für feine Perſon katholiſch it, in ein Land ſchickt, wo für den katholiſchen 
Gattesdienſt nicht geſorgt iſt, mag das beiſpielsweiſe im Orient ſein oder 
in Ländern wie bisher Dänemark und Schweden, alsdann theoretiſch die 
Parität eintreten und dem Geſandten und den dort lebenden katholiſchen 
Deutſchen die Mittel für latholiſche Seelſorge gegeben werden müſſen. In 
Portugal aber fehlt es an katboliſchen Geiſtlichen keineswegs. (Große 
Heite leit) Der katholiſche Gottesdienſt iſt bekanntlich weniger als der evan⸗ 
geliſche an eine beſtimmte Sprache gebur den, ſondern mehr univerſeller 
Natur. Die in Portugal wohnenden deutſchen Katholiken empfinden alſo 
kein Bedürfniß, mit einem katholiſchen Prediger verſehen zu werden. Sobald 


aber irgendwo ein katholiſcher Geſandter nachweist, daß er für feinen Gottes⸗ 


dienſt in dem Lande, wo er ſeinen Sitz hat, nicht die nölhigen Einrichtunge 
findet, fo wird die Reichsregierung mit derſelben Bereitwilligkeit ib Die 
wirkung zur Herſtellung eines katholiſchen Gottesdienſtes und zur Anſtellung 
eines Geſſtlichen gewähren. 

Abg. p. Hoverbeck bedauert, mißverſtanden zu ſein; katholiſche Ge⸗ 
ſandiſchaftsprediger ſeien in ſeinen Augen eben fo überflüſſig, als evangeliſche. 

Abg. v. Patow conſtatirt, daß in Portugal und Spanien ſehr weni 
Proteſtanten ſeien; der deutſche Geſaadte in Madrid fei lange Zeit hindur 
in alla Verlegenheit geweſen, wie er ein neugeborenes Söhnchen habe 
taufen laſſen ſollen; die Prediger feien nicht nur für die Geſandſſchaft da, 
fanden. auch für die deutſche Bevölkerung, welche in ihnen den beſten Halt 
nden. 
Abg. Windthorſt (Meppen) proteſtirt gegen dieſe Bemerkung: 
werde für die Poſition ſtimmen aus den Gründen, welche der Reichstaler 
angeführt habe; um das Heimathsgefühl ſeiner ausgewanderten Angehörigen 
zu ſtärken, habe das Reich kein Geld auszugeben. — Die Poſition wird 
hierauf genehmigt. 

u Tit. 6 Nr. 11 (Botſchaft in London) ſrägt Abg. von Hoverbeck 
an, ob tet ate in London fungire oder wenn nicht, ob ein folder 
ernannt ſei. : —— 

Fürſt Bismarck: Ein Botſchafter in London exiſtirt augenblickli 
nicht. Ein Botſchafter und ein Geſandter wird als ernannt erſt betrage 
ſobald fein Creditiv von dem Souverän, bei dem er aceredirt iſt, entgegen⸗ 
genommen iſt. (Große Heiterkeit rechts.) er 

Abg. v. Hoverbeck: Das mag im Völkerrecht fo fein, für uns handelt 
es ſich um die Bewillgung einer finanziellen Forderung und es iſt aus 
anderen Gründen für den Reichstag von Wichtigkeit zu willen, ob einem 
ſeiner Mitglieder eine amtliche Zuſicherung ertheilt iſt, daß es dieſen Poſten 
erhalten ſolle. Eine derartige Nachricht, welche durch die Blätter lief, iſt 
bisher nicht widerrufen worden. 

Fürſt Bismarck: Es iſt allerdings die Abſicht Sr. Majeſtät des Kaifers, 
ein Mitglied des Reichstages zum Botſchafter in London zu ernennen, 
welches? darüber, glaube ich, habe ich keine Verpflichtung, hier den einzelnen 


Abgeordneten Aufihluß zu geben, (Heiterkeit rechts) um ſo mehr, da Se. 


Majeſtat, ſo lange dieſe Ernennung durch Annahme des Creviſivs Seitens 
Ihrer Majeſtät der Königin von England nicht eine pe⸗fecte geworden iſt, 
dieſe Abſicht noch jeden Tag ändern kann. Sobald die Ernennung perfect 
iſt, d. h. nach Annahme des Creditivs, jo wird fie im „Staatsanzeiger“ 
ſtehen. (Große Heiterkeit rechts) Bis vahin aber glaube ich über die internen 
Angelegenheiten meines Reſſoris eine ſo weit gehende Auskunft nicht geben 
zu ſollen, und ich glaube auch nicht, daß das Haus in ſeiner Geſammtheit 
oder Majorität mich hierzu für verpflichtet halten wird. (Beifall) 

Abg. Schröder (Lippſtadt) möchte wiſſen, wie es mit den 40,000 Thlen. 
Gehalt für den Botſchafter während dieſer Vacanz gehalten werbe. 

Abg. Las ker: Nach allen Präcedenzfällen wird daſſelbe als „geſpart“ 


aufgeführt. 


Abg. v. Bunſen: Herr Schröder ſcheint nicht zu wiſſen, daß es ſich 
hier 1 0 77 1 für 1874 handelt. (Heiterkeit.) — Die Poſition wird 
darauf genehmigt. 7 

Zu Tit. 6 N. 16 (Botſchaft in St. Petersburg) fragt Abg. Schmidt 
(Stettin) an, wie es mit den Verhandlungen über einen deutſch⸗ruſſiſchen 
Handelsvertrag, von denen neuerdings in der Preſſe die Rede geweſen ſei, 


tage liegt doch lediglich in 


5 die Zuftände in unſeren 


Sn 


85 ſtebe. 62 ſei ja eine bekannte traurige Thatſache, wie ſehr unter der eng⸗ 


igen Handelspolitik Rußlands feine Nachbarländer litten; namentlich 
Ii. Butan 5 öſtlichen Provinzen müßten die Reichsregierung 


immer zu neuen Verſuchen anſpornen, dieſen Zuſtänden ein Ende zu machen. 


r 


nicht unterwerfen. 
man das Recht und den Beruf 


Fürſt Bismarck: Die Verhandlungen hierüber ſchweben nicht ſeit kurzer 

eit, ſondern ſie haben eigentlich, ſo lange wir hier Anweſenden leben, zu 
chweben niemals aufgehört, Sie haben immerhin Fortſchritte gemacht, wenn 
auch nur langſame in der Richtung, welche der Vorredner befürwortet. Die 
kaiſerlich ruſſiſche Regierung iſt auch zum Abſchluß eines Zoll und Handels⸗ 
vertrages gegenwärtig geneigt, ſobald derſelbe ſich der Beſprechung und Be⸗ 
ſtimmung über Zollfragen ganz enthält; die Zollfragen wünſcht fie davon 
auszuſchließen und will Zolltarife einem Abkommen mit ihren Nachbarn 
Es iſt dies ja eine ſehr ſchwierige Sache, in wie weit 
hat, ſich in die inneren Angelegenheiten 


einer noch To befreundeten Nachbarregierung einzumiſchen und auf dieſelbe 


eine Einwirkung zu verſuchen zu dem Zwecke 
beſſere egal mit dieſem Lande mache. 6 


damit unſere Kaufmannſchaft 
3 iſt ja möglich, daß in Ruß⸗ 
land ebenfalls demnächſt öffentliche Verſammlungen mit analogen Fragen 
beſchäftigt find, und ich möchte an Erfindungen des Vorredners appelliren, 
welchen Eindruck es denn auf uns bier machen würde, wenn dieſe ruſſiſche 


Verſammlung ſich nicht nur mit ihren eigenen inneren Angelegenheiten, 


ſondern vorwiegend mit den Angelegenheiten des deutſchen Reiches befaſſen 
wollte und mit den Klagen darüber, daß das deutſche Reich ſeine Zollgeſetz⸗ 
gebung, ſeine deutſchen Intereſſen, wie es dieſelben für richtig erkennt, wahr⸗ 
nimmt, aber die ruſſiſchen Intereſſen nicht berückſichtigt; wenn dies fi 
häufig wiederholt, ſo würde das doch gewiß eine verdrießliche Aufnahme 
finden und die Intereſſen nicht fördern. Ein jeder Staat und ſelbſt kleinere 
Staaten, namentlich aber große Reiche wie Rußland, entnehmen ihre Zoll⸗ 
politik ihren eigenen Traditionen, ihrer eigenen Erkenntniß der Bedürfniſſe 


ihres Reiches und ihres Volkes. 


Es iſt ja möglich, daß wenn der Vorredner und ich Rußland zu regieren 


: hätten (Große Heiterleit!), wir vielleicht hierüber manche abweichende natio⸗ 


nalökonomiſche Anſichten haben würden, als Ib dort gehandhabt werden. 
Aber ruſſiſche Regierungen können nur nach ihren eigenen Anſichten über 
die ruſſiſchen Intereſſen handeln, ja ſie würden nicht wohl thun, ihrer ei⸗ 


3 peu Bevölkerung zu erkennen zu geben, daß ſie den Intereſſen eines noch 


9 befreundeten Nachbarlandes Tarifpofitionen opfern, die ſie im eigenen 
Landesintereſſe ſonſt lieber aufrecht erhalten haben würden. Solche Politik 
kann keine Regierung treiben, am allerwenigſten eine große. Sie könuen 
feſt darauf rechnen daß wir die Verhandlungen zur Annäherung und Er⸗ 
leichterung des Verkehrs, zur Beſeitigung der Hemmniſſe, bie ja im ruſſiſchen 
Tarife ſtecken und gegen deſſen Fehler die ruſſiſchen höheren Beamten am 


allerwenigſten blind find — fie laſſen ſich aber doch wohl nicht jo raſch be: 


ſeitigen — möglichſt beſchleunigen werden. Aber vor allen Dingen, wenn 
wir dieſen Verhandlungen einen Erfolg ſicher wollen, jo üben wir auch un⸗ 
ſererſeits in, unſeren Verhandlungen die ſorgfältigſte Schonung und Rück⸗ 
ſicht für das Selbſtheſtimmungsrecht des Nachbarlandes. 
Abg. Löwe proteſtirt dagegen, daß eine Kritik der unhaltbaren Handels⸗ 
politik Rußlands und das Bemühen, derſelben womöglich eine andere 


Richtung zu geben, ein Eingriff in die Intereſſen des Nachbarlandes ſei. 


Fürſt Bismarck: Ich babe in der Discuſſion bier eine Einmiſchung 
nicht geſehen; ich bin nur der Meinung geweſen, daß den verbündeten Re⸗ 
5 10 9 85 eine ſolche Einmiſchung zugemuthet werde; denn ohne einen eiwas 

bhafteren Antrieb dieſer auf die inneren Angelegenheiten eines Nachbar⸗ 
landes Bezug habenden Verhandlungen wäre es doch eigentlich nicht möglich. 
daß die Regierungen irgendwie ihr Eingehen auf die gemachten Vorſchlage 
bethätigten. Daß dergleichen in der öffentlichen Meinung discutirt wird, 
iſt mir im Gegentheil nicht unangenehm. Ich glaube, das iſt auch den auf⸗ 
i fer li Staatsmännern in Rußland nicht unangenehm; ja es wäre mir 
ogar lieb, wenn dieſe Discuſſion ſich ein klein wenig mehr in das Detail 
vertiefte, ein Detail, bei deſſen Verbeſſerung die 
gewinnen würden. Der Vorredner berührte den 
die Höhe der Zollſätze als die Ungewißheit der Zollſätze, in welchen nach 
den Anordnungen der einzelnen Behörden die imporkirten Waaren von einem 

Monat zum anderen ausgetauſcht und gewechſelt werden kann, am meiſten 

empfunden werde, und jo giebt es manche Details⸗Punkte, welche ſich viele 


utereſſen beider Länder 
unkt, daß nicht ſowohl 


4 . in den leitenden Kreiſen von Petersburg erwecken würden. 


lber mit der jo häufig wiederholten allgemeinen Aufforderung: ſchafft uns 
eine andere Zollgeſetzgebung in Rußland, unſere Oſtſeeprovinzen leiden unter 
der jetzigen, da kann ich wenig thun; deun daß ſie ihre ſehr großen Be⸗ 


a Bu 10 5 unſere Provinzen hat, iſt mir ſeit 50 Jahren eine bekannte 


har geblieben find. 


sache, noch vor der jetzigen Eiſenbahnentwickelung, und Sie dürfen doch 
nicht annehmen, daß in einer Sache, die ſo auf der Hand liegt, die Thätig⸗ 
keit der Regierung, ſo weit ſie auf dem Felde erlaubt und formell zuläſſig 
iſt, auch nur ein einziges Jahr ruhen könnte. Wir arbeiten daran, aber 
an 5 ing fremder Intereſſen, die durch die internationalen Ver⸗ 
räge bedingt iſt. 

Abg. v. Bethuſy⸗Huc conſtatirt, daß er in feiner Eigenſchaft als 
ruſſiſcher Gutsbeſiter, der er ſei, viel mehr Vortheil von einer freifinnigen 
Reform der ruſſiſchen Handelspolitik haben würde, denn als preußiſcher. 

Abg. Schmidt (Stettin) bemerkt, daß Grenznachbarn nicht blos die 
eigenen Intereſſen, ſondern auch die gemeinſamen wahrnehmen müßten. 
Wenn der Reichskanzler ſcherſha t ihm 19 die Subpoſition geſtellt 
habe, daß ſie beive Rußland regieren ſollten, ſo wäre er doch viel lieber 
meine der Stadt Stettin im Reichstag, als ein kleiner Souverain in 

ußland. 
Fürſt Bismarck: Der Vorredner wird mir zugeben, daß die 52 jährigen 
Verhandlungen doch auch bei der dortigen Regierung nicht ſo ganz unfrucht⸗ 
Wenn der heutige ruſſiſche Tarif verglichen wird mit 
dem vom Jahre 1821, ſo möchte ſich ein immerhin geringer, aber doch vor⸗ 
handener Anſpruch auf Anerkennung der Bemühungen der preußiſchen und 
jetzigen Reichsregierung ergeben. Ich verſpreche ihm aber nicht zu ermüden 
und die Verhandlungen noch weitere 50 Jahre mit Einſchluß meines Nach⸗ 
folgers nicht ruhen zu laſſen. Denn mit einem jo großen Nachbarlande 
werden wir überhaupt zur Ruhe in ſolchen Verhandlungen nicht kommen; 
wie wir ja auch mit Frankreich und mit anderen Ländern immer neue Ver⸗ 
träge abſchließen. Aber es könnte hierin auch den politiſchen Behörden 
einigermaßen Beiſtand geleiſtet werden von einem großen Theile des deut⸗ 
Io ien dun alen und das iſt derjenige, der mit den ruſſiſchen Zollper⸗ 
ältniſſen und allen Schwierigkeiten dort am genaueſten vertraut und be⸗ 
kannt 10 und der wünſcht gar keine Veränderung, der wünſcht eben, daß 
die Verhältniſſe jo ſchwierig bleiben, um dort am beſten für ſich zu operiren. 
Es ſind dies deutſche Handelshauſer; ich weiß es von meinen Petersburger 
Erinnerungen her, daß ich bei ihnen, die ſelbſt gar nicht in Petersburg wohn⸗ 
ten, leinen Beiſtand, ſondern nur Widerſtreben in der Abänderung dieſer 
Ver Beil: und Bemühungen für ihre Beibehaltung gefunden und erfah⸗ 
zen haben. 

Abg. von Hoverbeck beantragt die für den Geſandtſchaftsprediger ge⸗ 
orderten 1800 Thaler ele n dem Rom von heute ſei doch wahrlich 
in Mangel an evangeliſchem Gottesdienſt. 


bg. von Bunſen: Es exiſtiren allerdings vier italieniſche und drei 
che Kirchen evangeliſcher Confeſſion in Rom, laber keine deutſche. — 
oſition wird darauf genehmigt. 
u Tit. 6 Nr. 18 (Geſandtſchaft in Rom bei der italieniſchen Regierung) 
In t Abg. Reichenſperger 95250 anläßlich der für das archäblogiſche 
itut in Rom geforderten 22,750 Thaler an, ob die Regierung nicht auch 
endlich ein Inſtifut für christliche Alterthümer einrichten wolle. 
Bundescömmiſſar Geh. Rath von Bülow erklärt, daß auf Anregung 
des Profeſſors Pieper die Einrichtung eines ſolchen Inſtituts im Werle ſei. 
Der Etat enthält neben dem geben in Rom bei der 
italieniſchen Regierung ferner ausgeworfene Gehälter für einen Ge⸗ 
ſandten daſelbſt beim Papſte (15,000 Thlr.) und ſeinen Legations⸗ 
ſeeretär (2700 Thlr.). 0 
Abg. Löwe beantragt dieſe Poſitionen zu ſtreichen, welche dafür zu 
UBER ſcheinen, daß man an eine Wiederbeſetzung des Geſandiſchaftspoſtens 
eim Papite denke. Hierfür liege ſeines Erachtens kein practiſches Bedürf⸗ 
niß vor und ebenſo wenig entſpreche es den Regeln des Völkerrechts, wo⸗ 
nach Geſandten nur bei ſouveränen Staatsoberhäuptern accreditirt ſeien. 
Dieſe Bedeutung habe aber das Oberhaupt der katholiſchen Kirche nicht 
mehr. Die Aufxechterhaltung dieſes zweiten Geſandten in Rom ſei aber 
Riener ein Mangel freunoſchaftlicher Geſinnung gegen die italieniſche 
egierung. Als Reich hätten wir weder Concordat noch Verträge mit dem 
zömichen Stuhle, und das Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat in den 
Einzelſtaaten ſei im Begriff, eine Löſung zu erfahren, welche beſondere Be⸗ 
ziehungen zwiſchen ihnen und dem katholiſchen Oberhaupte nicht mehr erforderlich 
machten. Im gegebenen Falle würde die Entſendung eines beſonderen 
Commiſſars nach Rom immer zweckentſprechender ſein. 5 
Abg. Reichenſperger den) glaubt zwar auf dem diplomatiſchen 
Gebiete nicht jo wohl informirt zu ſein, wie der Vorredner, hält aber vor⸗ 
ufig noch an der Meinung feſt, daß Geſandte bei den Souveränen und 
nicht bei den Staaten acckeditirt würden, und als Souverän werde der 
ſt auch noch von den evangeliſchen Mächten 5 9 0 So ſtände denn 
rmell nichts entgegen, die Poſition zu bewilligen. Als der erſte Napoleon 
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einen militäriſchen Geſandten nach Rom ſchickte, um mit dem Papſte zu 
unterhandeln, inſtruirte er ihn dahin, den Papſt, der doch damals jo wenig 
Regent eines Territoriums war, wie jetzt, ſo zu behandeln, als ob dieſer 
mehrere 100,000 Bayonnete hinter ſich hätte. Das beweiſe, daß Napoleon 
damals noch mit moraliſchen Gewalten rechnete, während unſere neueſte 
Staatskunſt nur noch mechaniſche Mittel zu kennen ſcheint und bald die 
Höhe der Cultur eines Staates nach der Menge ſeiner Kanonen bemeſſen 
wird. (Gelächter links.) Danach ſtehe allerdings der Papſt ſehr tief, denn 
er beſitze nicht eine einzige Kanone. Eine andere Frage ſei es, in wie weit 
die Thätigkeit eines deuiſchen Geſandten beim heiligen Stuhle den deutſchen 
Katholiken erwünſcht fein könne. Nun beſchäflige ſich aber neuerdings die 
offieidſe Preſſe in auffallend eingehender Weiſe mit der Perſon des Papſtes. 
Er hoffe indeſſen, daß der Papſt dieſen Organen ſobald noch nicht den Ge⸗ 
fallen thun werde, zu ſterben. Der Abg. Loewe ſchien nun darauf binzu- 
deuten, daß für den Fall des Ablebens des Papſtes und einer Neuwahl die 
Anweſenheit eines Commiſſars des Reiches wünſchenswerth wäre. Für dieſen 
all ſei aber ſeines Erachtens weder ein Commiſſar noch ein Geſandter er⸗ 
orderlich. (Zuſtimmung im Centrum.) Die katholiſche Welt verlange nicht 
darnach fie müſſe beſtens für jede Intervention danken, und die nichtkatho⸗ 
liſche Welt jr ſich ſehr wenig um etwas zu kümmern, was ihre Angel: 
genheit nicht ſei. (Zuſtimmung im Centrum.) Loewe habe ja ſonſt immer 
15 R betont; er ſehe nicht ein, warum jetzt davon 
abgehen, \ 
Fürſt Bismarck: Es ift allerdings richtig, daß dieſer Poſten, fo lange 


ch] das deulſche Reich beſteht, noch nicht praktiſch wirkſam geweſen iſt; wir haben 


darin die Erbſchaft des früheren norddeutſchen Bundes reſp. Preußens in 
der Budgetposition angeführt. Aber das Fortbeſtehen dieſes Poſtens möchte 
ich doch nicht mit dem Abg. Löwe ausſchließlich abhängig machen von der 
Frage, ob der Papſt eine Territorial⸗Souverainetät ausübt over nicht. Wenn 
wir zurückblicken in die Geſchichte unſerer dortigen Miſſion, ſo finden wir, 
daß die Geſchäfte, die wir mit dem Papſt als Souverain des früheren 
Kirchenſtaates gehabt haben, oder die geſchäftlichen Bemühungen, in welche 
wir mit dem Papſt als weltlichem Territorialherrn gekommen find, in weit 
geringerem Maß die Thätigkeit der Geſandiſchaft in Anſpruch genommen 
baben im Vergleich mit den Geſchäften, welche der preußiſche Staat (nach 
Stiftung des norddeutſchen Bundes iſt es weniger praktiſch geworden) zur 
Regelung feiner Beziehungen mit der dortigen Re jerung gehabt hat. Das 
Bedürfniß, ſoweit es hierauf begründet ift, beſteht fort, wenn auch inſt⸗ 
weilen mehr im Princip als in der Praxis. Wir ſind augenblicklich prak⸗ 
tiſch dort nicht vertreten. Es hat das feinen Grund in der ja meh; äußer- 
lichen Natur der Dinge, die in Verbindung ſteht mit der augenblicklichen 
Lage ber confeſſionellen Frage in Deutihland, und namentlich iſt das rein 
Formale augenblicklich eutſcheidend und maß gebe d, daß wir einen Vertreter 
des deutſchen Reiches nicht der Möglichkeit ausſetzen wollen, in amtlicher 
Eigenſchaft als Vertreter in Rom von amtlicher Stelle her eine Sprache zu 
hören, die das deutſche Reich nicht entgegenzunehmen vermag. (Beifall) 

Es find vas ja aber wandelbare Dinge, tempora mutantur et nos 
mutamur in illis. (Sehr richtig! im Centrum.) Es iſt ja nicht nothwen⸗ 
dig, daß die Sache des Friedens und der Demuth ſtets mit ſtolzen und zor⸗ 
nigen Worten vertreten wird, es kann auch darin eine Aenderung eintreten, 
die auch dieſe Verhältniſſe den gewöhnlichen Gebräuchen europäiſcher Mächte 
näher Wan und zu einem ſolchen rechne ich das Oberhaupt der großen 
kirchlichen Gemeinſchaft, von der ein verhältmäßig kleiner Antheil, — klein 
im Verhältniß nicht a den Evangeliſchen, ſondern zur Geſammtheit, zu 
den Angehörigen der katholiſchen Gemeinſchaft — das deutſche Reich be⸗ 
wohnt. In dieſer Hoffnung möchte ich einen Faden, der ſich wieder an⸗ 
knüpfen läßt, nicht gern abſchneiden, eine Kühlung, die im Augenblick prac⸗ 
tiſch erloſchen iſt, nicht vollſtändig zu den Todten werfen. Die Reichsregie⸗ 
rung, jo feſt fie auch entſchloſſen iſt, die Unabhängigkeit des Reiches vor 
einer jeden ausländiſchen Gewalt zu wahren, jo bereitwillig iſt fie dahin 
zu wirken, daß nicht nur, wie heutzutage die Mehrheit, ſondern womöglich 
die Geſammtheit der katholiſchen Deutſchen mit ihren Regierungen und 
evangeliſchen Mitbürgern in Frieden lehen. Ich möchte keines der Mittel 
miſſen, die mir in Zukunft eine Ausſicht, wenn auch nur eine ſo geringe, 
wie die eines ſtändigen Geſandten bieten, — es könnten ja da auch ſehr 
viel bedeutendere Beziehungen gedacht werden als gerade ein ſtändiger 
Geſandter, es braucht nicht gerade ein Commiſſar zu fein, ich möchte dies 
Mittel ungern abſchneiden. In einem Falle, wie er hier vorliegt, iſt es 
für beide Theile gleich ſchwer den erſten Schritt zu einer Annäherung zu 
thun, weil beide Theile der Meinung find, daß ihnen ein Unrecht geſchehen ſei. 

Die Möglichkeit eines ſolchen Schrittes unter veränderten Verhältniſſen, 
11255 ein Vertreter des deutſchen Reiches Bürgſchaften für diejenige Behandlung, 
Ur die Beweiſe derjenigen Achtung hat, auf die das deutſche Reich in feinen 
Vertretern überall Anſpruch hat, dieſe Möglichkeit kann ich mir ſehr wohl 
denken. Daß die Beibehaltung und unter Umſtänden pe Benutzung dieſer im 
Budget gegebenen Stellung dieſe Möglichkeit und einen Weg zur Verſtan⸗ 
digung bietet, wobei kein Theil ſich gerade zu ſagen braucht, er habe den 
erſten Schritt gethan, kann ich mir wohl denken und deshalb möchte ich fie 
bitten, dieſen Weg nicht zu verſchließen, wenn ich auch für den Augenblick 
wenig Hoffnung habe, Sr. Majeſtät dem Kaiſer eine Beſetzung dieſes Poſtens 
vorſchlagen zu können und das Gehalt wahrſcheinlich, jedenfalls im nächſten 
Jahre als erſpart berechnet werden wird. (Beifall. 

Abg. Loewe: Die Ausführungen des Reichskanzlers haben leider be: 
ſtätigt, daß er die Beſetzung des Geſandtſchaftspoſtens zwar augenblicklich 
nicht für zweckmäßig halt, aber von der Möglichkeit einer künftigen Wieder⸗ 
beſetzung nicht ſchuß Es kam mir weſentlich darauf an, mit einem An⸗ 
trage einen Abſchluß in den Verkehr der deutſchen Nation mit Rom zu 
bringen, zu bezeugen, daß die Trennung des Staats von der Kirche jo weit 
abgeſchloſſen ſei, daß darin kein Raum mehr ſei für einen Geſandten beim 
päpſtlichen Stuhle. Als das deutſche Reich begründet wurde, exiſtirte ein 
päpſtliches Territorium nicht mehr, und wenn der Abgeordnete Reichenſper⸗ 
ger mir vorwirft, nur noch mechaniſche Gewalten und Machtmittel zu berück⸗ 
nakigen, fo frage ich ihn, warum hat er denn jo lebhaft den Verluſt des 
päpstlichen Territoriums beklagt? Gerade feine Partei ſcheint die Kanonen 
des Papſtes nicht miſſen zu wollen, ſie will ihm durch ſolche Mittel eine 
Gewalt vindieiren, wo er ſonſt nichts gelten würde. (Zuſtimmung.) 

Fürſt Bismarck: Der Abg. Reichenſperger ſchien anzudeuten, daß der 
Gevanke Loewe 's, bei Gelegenheit einen Commiſſar nach Rom zu ſchicken, 
n mit der Ausſicht auf eine Papſtwahl zuſammenhängt. Ich 
muß hierauf inſoweit antworten, daß nicht aus meinem Stillſchweigen an⸗ 
genommen werde, die Reichsregierung habe dieſelbe Anſicht. Wir werden 
uns jeder Einwirkung auf die Papſtwahl enthalten und ſie gar nicht ver⸗ 
ſuchen. Es iſt im Intereſſe des öffentlichen Friedens ja ſehr wünſchens⸗ 
werth, daß die Papſtwahl im Sinne der Mäßigung ausfällt, daß man nicht 
gerade die zornige und kämpfende Seite des Papſtthums in den Vorder⸗ 
grund ſtelle, wenn man überhaupt Verſöhnung will. Aber unſere Aufgabe 
iſt es nicht, uns mit biefen Dingen zu beſchäfligen. Unſere Aufgabe 
kann es nur ſein, wenn uns gemeldet wird, daß eine Papſt⸗ 
wahl vollzogen ſei, unſererſeits zu prüfen, ob ſie unſerer 
Ueberzeugung nach vollſtänvig legitim vollzogen jei, jo daß 
der Gewählte nach unſerer Anſicht berechtigt iſt, in Deutſch⸗ 
land diejenigen Rechte zu üben, die einem legalen Papſte ohne 
Zweifel beiwohnen. (Lebhafter Beifall von fait allen Seiten des Hau: 
ſes. Obol im Centrum.) f 8 ö 

Abg. Re ichenſperger (Erefeld): Ich habe mit Befriedigung vernom⸗ 
men, daß der Reichskanzler eine Einmiſchung in eine eventuelle Papſtwahl 
nicht beabſichtigt, ich verbinde damit die Hoffnung, daß von einer ſolchen 
noch lauge nicht die Rede ſein, und der Papſt noch weit länger leben wird, 
als ofſieibſe Preßorgane dies zu wünſchen ſcheinen. Wenn wir den Verluſt 
des päpſtlichen Territoriums beklagten, ſo geſchah dies wegen des Unrechts, 
welches dem Papſte damit geſchah und ohne daß es uns darum in den Sinn 
kam, ihm recht viele Kanonen zu wünſchen. Wie wollten nur, daß der Papſt 
nicht nur dem Titel und der Courtoiſte nach Souverain fein, ſondern auch 
wenigſtens jo viel Länderbeſitz haben ſollte, um ſeiner Souverainetät eine 
reale Unterlage zu verleihen, oder wie Odilon Barrot treffend in der fran⸗ 
zöſiſchen Kammer ſagte, daß er nicht Unterthan eines anderen Herrſchers ſei, 
— Ich ſtimme auch mit dem Reichskanzler in dem Wunſche überein, daß 
ein neuer Papſt nicht aus dem zornigen Theile der Kardinäle gewählt wer⸗ 
den möge. Ich wüßte aber nicht, wie dieſer Vorſchlag motivirt wäre. (Ge⸗ 
lächter.) Die jetzige Sprache der Kurie kann dazu keine Veranlaſſung geben, 
fie iſt zwar nicht jo diplomatiih — und ich wünſchte, die unſere wäre es 
auch weniger — aber man braucht nicht zwiſchen den Zeilen zu leſen; fie ift 
klar und deutlich (Zuſtimmung und Heiterkeit), aber nicht verletzend (Wider⸗ 
ſpruch), ſonſt müßten Sie auch die Ausdrücke der Bibel, welche viel ſtärker 
ind, für verletzend halten. 

Der Autrag Loewe auf Streichung der Summen für die päpſtliche Ge⸗ 
ſandtſchaft wird hierauf abgelehnt. (Eine ſtarke Minorität, beſtehend aus 
der Fortſchrittspartei, dem weitaus größten Theile der Nationalliberalen und 
einem Theile der liberalen Reichöpartei ſtimmi für dieſe Streichung. 

Nach 4 Uhr wird ein Antrag auf Schluß abgelehnt und die Discuffion 
wendet ſich den Conſulaten zu. Abg. Kapp rügt die allzuhäufige Be⸗ 
ſetzung der Conſulatspoſten durch Ausländer, die einer großen Nation nicht 
würdig und unter Umſtänden höchſt nachtheilig ſei. Wie viel Exiſtenzen 


wären gerettet worden, wenn das preußiſche Generalconſulat in Paris bei 
Ausbruch des Krieges durch einen verſtändigen deutihen Mann, aber nicht 
durch Herrn v. Rothſchild, dieſen vaterlandloſen großen Finanzmann, heſetzt 
worden wäre. Ja es iſt während des Krieges vorgekommen, daß ein Fran⸗ 
zoſe, der auf einer engliſchen Inſel zugleich franzöſiſcher und deutſcher Con⸗ 
jul war, die letztere Eigenſchafk beib-bielt und die erſtere an ſeinen Commis 
abtrat, fo daß er die franzöſiſche Regierung gleichſam in einer amtlichen 
deuiſchen Function über gewiſſe Dinge informiren konnte. Auch in Amerika 
bemerkt man zahlreiche Ernennungen von ſolchen Deutſchen zu Conſuln, die 
naturaliſirte Amerikaner ſind, als ob man eine Prämie auf die Expatriation 
etzen wollte. kn 

60 Rath v. Philipsborn führt umſtändlich aus, daß die Reichs⸗ 
bebörde bei Beſetzung von etwa 600 Conſulatsſtelleu ſich unter Umſtänden 
genölbigt ſieht, Nichtdeutſche zu berufen, wenn der betreffende Poſten wirk⸗ 
lich beſetzt werden ſoll. Ebenſo läßt ſich daran nichts ändern, daß zu Con⸗ 
ſuln in Amerika ernannte Deutſche ſehr häufig das amerikaniſche Bürger⸗ 
recht erwerben. 5 5 

Auch auf andere ſehr ins Detail gehende Anfragen des Abg. Schleiden 
ſteht derſelbe Herr Commiſſar Rede, worauf das Haus ſich um 4% Uhr 
bis Dinstag 12 Uhr vertagt. 

Berlin, 9. Juni. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat den 
Vorſitzenden der königlichen Eiſenbahn⸗Direction in Glberfeld, Geheimen 
Regierungs⸗Rath Danko, zum Eiſenbahn⸗Directions⸗Präſidenſen mit dem 
Range als Rath 2. Klaſſe; den Ober⸗Regierungs⸗Raſh Liehrecht, ſowie 
die Regierungs⸗Räthe Jähnigen und Girtb zu Geheimen Finanz⸗Räthen 
und vortragenden Räthen im Finanzminiſterium; den bisherigen Conſiſtorial⸗ 
Aſſeſſor, Pfarrer Hermann Pelka in Königsberg i. Pr. zum Conſiſtorial⸗ 
Rath und Mitgliede des Conſiſtoriums der Provinz Preußen, und den Kreis⸗ 
richter und Gerichts⸗Deputations⸗Dirigenten est in Unna zum Kreis⸗ 
gerichts⸗Rath ernannt; dem praktiſchen Arzt Dr. J. Lazarus zu Wriezen a. O. 
den Charakter als Sanitäts⸗Rath; dem Privat⸗Baumeiſter Hermann Hein⸗ 
rich Alexander Wentzel in Berlin den Charakter als Bau⸗Rath; ſowie vem 
Bürgermeiſter Dr. Becker zu Dortmund den Titel „Ober Bürgermeiſter“ 
verliehen; den Land⸗Baumeiſter Midveldorf zu Arnsberg, der von der 
Stadtberorpneten⸗Verſammlung zu Burtſcheid getroffenen Wahl gemäß, als 
Bürgermeiſter der Stadt Burtſcheid für die geſetzliche zwölffährige Amts⸗ 
dauer; und den ſeitherigen Beigeordneten Peltzer, ſowie den bisherigen 
Stadtverordneten. Kaufmann Eduard Hermkes zu M.⸗Gladhach, der von 


emäß, als 
unbeſoldete Beigeordnete der genannten Stadt für die geſetzliche ſechssahrige 
Amtsdauer beſtatigt. 5 

Am Gymnaſium in Hörterift die Beförderung des ordentlichen Lehrers 
Fr. Th. Ernſt Büchel zum Oberlehrer genehmigt worden. — Der Rechis⸗ 
anwalt und Notar Schmidt in Aſchersleben iſt, unter Verleihung des 
Notariats im Departement des Appellationsgerichts zu Breslau, als Rechts⸗ 
anwalt an das Kreisgericht zu Waldenburg i. Schl. mit Anweiſung feines 
Wohnſitzes daſelbſt verſetzt worden. 

Berlin, 9. Juni. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
nahmen geſtern die Vorträge des Militär⸗Cabinets, der Hofmarſchälle 
und des Minlſters des königlichen Hauſes entgegen und empfingen 
heute den Fürſten⸗Reichskanzler, ſowie den Chef des Cioll⸗Cabinets. 
Mittags machten Se. Majeſtät, wie täglich, eine Spazierfahrt. 

(Reichsanz.) 

& Berlin, 9. Juni. [Marine. — Die Reife des Kaiſers 
und Bismarck's nach Wien. — Der Reichstag.] Das unter 
den Befehl des Contre⸗Admirals Henk zu ſtellende Uebungsgeſchwader, 
beſtehend aus den Corvettien Hertha, Vineta, Arcona, Ariadne und 
Nautilus wird morgen in Wilhelmshaven formirt werden. — Die 
Nachricht des „Deutſchen Wochenblattes“, daß Fürſt Bismarck nicht 
nach Wien gehen werde, iſt jedenfalls beſtimmter gegeben, als es der 
Lage der Sache entſpricht. Es ſcheint, daß man aus Zweifeln und 
Bedenken gleich eine negatioe Gewißheit gemacht hat. Durch das Un: 
wohlſein des Kaiſers und durch die zwei Todesfälle, welche in der 
Königlichen Familie eingetreten find, find allerdings Schwankungen 
in den Beſtimmungen entſtanden. Es iſt ſogar davon die Rede, daß 
die Relſe nach Wien mit dem Beſuch in Gaſtein verbunden werden 
ſolle, der Kaiſer hält indeß bis jetzt an dem Entſchluß feſt, den 
Beſuch bald und zwar mit der Kaiſerin zuſammen abzuſtatten; 
doch werden dem von ätztlicher Seite einſtweilen noch Beden⸗ 
ken entgegengeſtellt. Was den Fürſten Bismarck betrifft, fo 
beſtand bisher die feſte Abſicht, daß derſelbe an der elle 
Theil nehmen werde; andererſeiis aber können die Beſtimmungen 
noch nicht als feſtſtehend betrachtet werden, da noch manche 
andere Rückſichten dabet ins Spiel kommen, z. B. die Reichstags⸗ 
Angelegenheiten. Was nun die Frage wegen der Reichstagsſeſſton an⸗ 
betrifft, ſo muß es jetzt wegen derſelben zu einer Entſcheidung kommen. 
Die Verhandlungen find auch bereits im Gange. Keinesfalls wird 
an eine Schließung des Reichstages zu denken ſein, ehe nicht der Ver⸗ 
ſuch gemacht worden iſt, das Reichsbudget und die dringendſten Vor⸗ 
lagen noch zum Abſchluß zu bringen, indem eine Herbſtſeſſion doch 
eben höchſtens nur als Möglichkeit ius Auge gefaßt werden kann. 
Uebrigens erkennen jetzt auch die hervorragendſten Mitglieder des 
Reichstages das Bedenkliche und Beſchämende des jetzigen Zuſtandes 
an, auch vom Standpunkte der Reichsbertretung. Inzwiſchen find 
nun doch wieder neue Vorlagen gemacht. Der Reichskanzler hat dem 
Bundedrath den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Einführung 
der Verfaſſung des deutſchen Reichs in Elſaß⸗Lothringen zum 1. Januar 
1874 vorgelegt. Ferner einen Antrag Baerns. welches den Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes eingebracht hat, betreffend die Einführung des 
Geſetzes des Norddeutſchen Bundes über die prioatrechtliche Stellung 
der Etwerbö⸗ und Wirihſchafis⸗Genoſſenſchaſten vom 4. Juli 1868 
im Königreich Balern, 

Frankfurt a. O., 4. Jun. [Der Ober⸗Präſident Frhr. 
v. Nordenflychtl veröffentlicht im Amtsblait folgenden Abſchied: 

Nachdem Se. Majeſtät der König geruht haben, mich zum Ober⸗Präſi⸗ 
denten der Provinz Schleſien zu ernennen, werde ich in den nächſten Tagen 
mein hieſiges Amt niederlegen und meinen bisherigen Wirkungskreis ber 
laſſen. Ich vermag dies nicht, ohne einige Worte des Abſchiedes an die 
Bewohner des Bezirks zu richten. ; 

1 ſechsjähriger Amtsdauer habe ich meine ſchwachen Kräfte den In⸗ 
tereſſen dieſes ſchöͤnen Bezirkes, ich glaube verſichern zu können, mit Hinz 
gebung gewidmet. Ich habe mich beſtrebt, dem Lande in ſeinen Bedürfniſſen 
nützlich zu werden, den Bewohnern, wo ich darum angegangen wurde, die 
mir zu Gebote ſtehende Hilfe zu Leihen, und wo ſonſt meine Entiheibung 
angerufen wurde, nach beſtem Gewiſſen Gerechtigkeit zu üben. Das große 
Vertrauen, welches mir hierbei überall entgegengebracht wurde, bat mich 
glücklich gemacht, und die Behörden und Beamten, welche mir hierin jo 
treu zur Seite geſtanden, haben mich zum vollſten und 1 Danke 
verpflichtet. Meine lebendige Theilnahme für das fernere Gedeihen dieſes 
Bezirkes wird mich begleiten und die herzliche Freundlichkeit, welche ich ſo 
vielfach darin erfahren, werde ich niemals vergeſſen. 

Frankfurt a. O., den 3. Juni 1873. Fehr. v. Nordenflycht. 

* Frankfurt a. M., 9. Juni. [Zur Preſſe.] Herr Volks⸗ 
haufen, der bisherige Chefredacteur der „Frankf. Z.“, iſt heute frel⸗ 
willig aus dieſer Stellung geſchieden. : 3 

Cöln, 8. Juni. [Se. Maſeſtät der Schah von Perſien! ift 
geſtern Abend 11 Uhr 10 Minuten von Eſſen, wo derſelbe das Ctabliſſe⸗ 
ment des Geheimen Commerzienralhs Krupp in Augenſchein nahm, hier 
eingetroffen. Als der Zug ſich den Wällen von Deutz näherte, gaben, wie 
die „K. Z.“ mittheilt, die auf denſelben poſtirten Kanonen eine Salve von 
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der dortigen Stadtverordneten⸗Verſammlung getroffenen Wahl 


9 en | 
hub. Beim Enfahren des Zuges in die hieſige Centralſtation, auf 
welcher ſich die Spitzen der Königlichen Behörden, ſowie die hierzu be⸗ 
fohlenen Officiercorps der hier ſtehenden Truppentheile zum Empfange des 
Hohen Gaſtes eingefunden haften und als Ehrenwache eine Compagnie des 
16. Infanterie⸗Regiments nebſt der Kapelle deſſelben aufgeſtellt war, wurde 
unter dem Spiel der Muſik das Gewehr präſentirt. Dies geſchah noch⸗ 
mals, als der Schah nach einer kurzen Pauſe den Ihm zur Verfügung ge⸗ 
ftellten Salonwagen verließ. Nach ſtattgehabter Begrüßung ſcheitt Se. 
Majeſtät an der Front der Ebrenwache entlang und begab Sich dann mit 
Seinem zahlreichen Gefolge zu den bereitſtehenden Wagen, deren 24 vor⸗ 
handen waren. Der Schah nahm Seinen Platz in einem vierſpäunigen, 


Eidgenoſſenſchaft auf das engſte zu vereinen. 


durch Poſtillone vom Sattel gefahrenen Wagen. Die Wagenreihe bewegte 
ſich inmitten eines zahlreichen Publikums nach dem Abſteigequartier des 
Hohen Reiſenden, dem Hotel du Nord, an deſſen Eingang ein Doppelpoſten 
aufgeſtellt war. Der Schah wurde mit lebhaſtem Zurufe begrüßt und er- 
ſchien alsbald auf dem Balkon Seines Salous, wo Sich Se. Majeſtät bei 
erneuertem Zuruf dankend verneigte. Im Hotel erfolgte noch die Vor⸗ 
ſtellung der zum Empfange gekommenen Spitzen der Civil⸗ und Militär⸗ 


” 


behörden. 

en Vormittag blieb der Schah in Seinen Appartements, wo Ihm 
gegen 11 Uhr von der Kapelle des 40. Jufanterie⸗Regiments und dem 
Trompeter⸗Corps des Rheiniſchen Küraſſier⸗Regiments Nr. 8 eine Morgen⸗ 
muſik dargebracht wurde. Später unternahm Se. Majeſtät mit ein em Theile 
Seines Gefolges eine Promenade zu Wagen nach der Flora und dem 
Ae Garten. Die Abreiſe Sr. Majeſtät erfolgte um 2 Uhr Nach⸗ 
Mittags. 

Straßburg, 9. Juni. [Die heutige Eröffnung der Schiff⸗ 
brücke] über den Rhein zwiſchen Gerſtheim und Oktenheim bei Lahr 
gestaltete ſich zu einem allgemeinen Volksfeſte. Der Oberpräſident, die 
Generäle v. Hartmann und Stein und viele andere Notabilitäten von 
hier wohnten der Feier bei. Für den Abend iſt eine Fahrt nach dem 
feſtlich beflaggten Lahr projectirt, wo Empfangsfeierlichkeiten und ein 
Bankett im Caſinoſaale vorbereitet find. c 

2 Meß, 7. Junl. [Die Wahlen zu den Bezirks⸗ und 
Kreisvertretungen in Elſaß⸗Lothringen. — Das Kriegs⸗ 
gericht in Straßburg. — Karten der Kriegsgräber um 
Metz. — Archäologe Kraus in Metz.] Die nächſten vlerzehn 
Tage werden in Elſaß⸗Lothringen vorausſichtlich ziemlich bewegle ſein; 
zum erſten Male wieder felt mehreren Jahren wird ja die Einwohner: 
ſchaft an die Wahlurne treten. Laut allerhöchſter Verordnung nämlich 
vom 28. v. M. finden die Wahlen für die Bezirks⸗ und Kreisvertre⸗ 
tungen am 21. und 22. Juni d. J. ſtatt. Was fpeciell Lothringen 
anlangt, fo wird der neue Bezirksrath, welcher dem früheren franzö⸗ 
ſiſchen Generalrath des Moſeldepartements entſpricht, aus 34 Mitglie⸗ 
dern beſtehen. In die Kreisvertretungen hat jeder Kreis 9 Deputirte 
zu wählen. Die genannten Vexiretungen haben keinerlei politiſche Be⸗ 
deutung, die Abgeordneten werden ſich lediglich mit den wirthſchaft⸗ 
lichen Intereſſen des Landes beſchäftigen, und es wäre darum zu 
wünſchen, daß aus der Wahlurne nur Männer hervorgingen, die im 
Stande find, ruhig und frei von jeder polttiſchen Erregung die Be: 
dürfniſſe des Bezirks zu berathen. In dieſem Sinne fordern auch die 
deutſchen Blätter der Reichslande zu den Wahlen auf. Daß man hier 
und da die Gelegenheit zu politiſchen Demonſtrationen nicht unbenutzt 
vorübergehen laſſen wird, iſt wohl wahrſcheinlich; aber im Großen und 
Ganzen werden, wie wir feſt überzeugt find, Perſönlichkelten gewählt 
werden, die frei von allen anderen Rückſichten nur die Hebung der gei⸗ 
ſtigen und materiellen Wohlfahrt des Landes im Auge haben. — Wie 
aus dem vom Reichskanzler dem Bundesrath vorgelegten Geſetzentwurf, 
beiseffend die Kriegsgerichte in Elſaß⸗Lothringen hervorgeht, wird 
zunächſt das Kriegsgerſcht in Metz aufgehoben und dasjenige in Straß: 
burg auf Elſaß⸗Lzthringen ausgedehnt. Die Competenz des Kriegs⸗ 
gerichts erſtreckt ſich nunmehr lediglich noch auf politiſche Verbrechen. 
Alle diejenigen ſtrafbaren Handlungen, welche nach § 2 des Entwurfs 
der Zuſtändigkeit des Kriegsgerſchts nicht mehr unterliegen, und wegen 
deren die Unterfuhung bei dem Kriegsgerichte noch ſchwebt, werden 
dem Kreisgericht in Straßburg überwieſen. — Von den bereits 
früher ein Mal erwähnten Karten der Kriegsgräber um Metz mit Todten⸗ 
liſten nach amtlichen Aufnahmen iſt ſoeben die erſte Hälfte (8 Karten) 


erſchlenen, enthaltend die Schlachtfelder von Gravelotte, Rezonollle, 


St. Privat, St. Marle⸗aux⸗Chénes, Noiſſeville, Montoy und Colombey. 
Wir empfehlen das Werk (im Verlag der hleſigen Buchhandlung von 
Scriba) beſonders Denen, welche einſt in der Umgegend von Metz die 
Gräber ihrer Angehörigen auffinden wollen. — Der bekannte Archäo⸗ 
loge Kraus, Profeſſor an der Straßburger Univerſität, iſt im Auf: 
trage der Regierung vorgeſtern hier angekommen, um eine Statiſtlk 
der Kunſtdenkmäler Lothringens aufzuſtellen. Sein Erſcheinen wird 
ſicherlich Allen willkommen ſein, welche ſich für hiſtoriſche Monumente, 
an denen Lothringen und namentlich Metz ſehr reich iſt, die aber zum 
Theil noch wenig gekannt und ſtudirt find, intereſſiren. Uebrigens 
exiſtirt bereits ſeit langen Jahren in Metz ein wiſſenſchaftlicher Verein 
(la societ6 royale des sciences et des arts, gegründet im Jahre 
1760), welcher ſich unter Anderem auch um die Erhaltung vieler 
Kunſtwerke Elſaß⸗Lothringens hoch verdient gemacht hat. 


ö Schweiz. 

Bern, 4. Juni. [Eidgenöſſiſche Univerſität. — Spiel 
banken. — Poſttaxen. — Dr. Kern. — Alpenpäſſe.] Der 
bundesrälhliche Beſchluß, die Frage der Gründung einer eidgenöſſiſchen 
Univerſttät in das Bundesreviſtons⸗Programm aufzunehmen, hat im 
Großen Rathe des Cantons Baſelſtadt berells zu einer Interpellation 
der dortigen Regierung geführt, welche bekanntlich ſchon im Februar 
1864 von dieſer Behörde beauftragt worden, ſich im Falle der Gründung 
einer ſolchen Anſtalt mit allem Nachdruck darum zu bewerben, daß 
Baſel zum Sitz derſelben gewählt werde. Amts⸗Bürgermeiſter Dr. Burkhardt, 
ſchreibt man der „K. Z.“, verſicherte auf die betreffende Interpellation, 
„daß, wenn die Frage der Bundesreviſion ernſthaft zur Sprache kommt, 
etwas Großes für Baſel geſchehen müſſe, um es als Grenzſtadt der 
Dies könne nicht durch 
materielle Unterſtützung geſchehen, ſondern Baſel müſſe der Mittelpunkt 
der ſchweizeriſchen Bildung werden, an welchem ſich die Elite der 
ſchweizeriſchen Jugend ſammelt und für die ganze Lebenszeit Freund⸗ 
ſchaftsbande anknüpft.“ Dies iſt recht ſchön geſprochen, aber man ver⸗ 
gaß in Baſel nur dabei, daß Genf vollſtändig das gleiche Recht zu 
elner ſolchen Sprache beſitzt. — In den ſchweizer Blättern wurde 
kürzlich oiel Weſen daraus gemacht, daß der Große Rath des Cantons 
Wallis das Geſuch des ehemaligen Spielbankpächters von Baden⸗Baden 
um Errichtung eines ſolchen Unternehmens trotz der großartigſten 
financlellen Verſprechungen abgewieſen habe. Nachträglich erfährt man, 
daß die Sache lange nicht jo edelherzig ſei, wie fie ausſieht. Das 
Geſuch wurde einfach abgewieſen, weil keine genügende Garantie für 
die gemachten Verſprechungen geboten werden konnte, und Herr Fama, 
der Spielhöllen⸗Inhaber von Saxon, welcher ſelbſt Mitglied des walliſer 
Großen Raihes iſt, die Concurzenz von St. Gingolph fürchtend, bei 
feinen Collegen alle Mittel in Bewegung geſetzt halte, um einen Ib. 
weiſungsbeſchluß zu bewirken. — Wie man aus Genf meldet, find 
eine Anzahl franzöſiſcher Handelshäuſer in Folge der Einführung der 
Poſttaxen in Frankreich auf die Idee gekommen, ihre Briefe und 
Muſter von der Schweiz aus zu verſenden. Agenten ſeien Behufs 
Ausführung dieſer Idee bereits dort eingetroffen. Es wäre dies eine 
der erſten Früchte des Protectlons⸗Handelsſſtems des Herrn Thiers, 
welche zunächſt dem eidgenöſſiſchen Poſtdepartement zu Gute käme. — 
Nach der in Freiburg erſcheinenden ultramontanen „Liberlé6“ iſt 
Dr. Kern, der ſchweizeriſche Geſandte in Paris, ſeit Mac Mahon's 
Reglerungsantritt nicht auf Roſen gebettet. Damit kann das Blatt 
wohl Recht haben. — Seit geſtern find die Scheideck⸗ und Grimſel⸗ 


päſſe offen. 
Italien. 
Nom, 5. Zunt. [Der Proteſt,] welchen, wie ſchon gemeldet, 
die Generale und Generalprocuratoren der hier reſidirenden Orden 
unterm 2. d. M. gegen das in der Abgeordnetenkammer genehmigte 


Dre 


2093 


Geſetz wegen Unterdrückung der rellgiöſen Corporationen auch in der 
Stadt und Provinz Rom an den König Vickor Emanuel und an die 
Präſidenten des Cabinets, des Senats und der Kammer in Italien 
gerichtet haben, lautet wörtlich, wie folgt: 

„Die Kammer der Abgeordneten des Königreiches Italien hat vom 6. 

bis zum 26. Mai einen Geſetzentwurf wegen Ausdehnung der im übrigen 
Italien über die religiöſen Corporationen und über die Convertirung der 
Güter der kirchlichen moraliſchen Körperſchaften bereits in Kraft ſtehenden 
Geſetze auch auf die Stadt und Provinz Rom discutirt. Außer den von 
der Commiſſton an dem Miniſterial⸗Geſetzentwurfe vorgenommenen ſehr 
bedeutenden Mobificationen bat die Kammer bei der Debatte und der Vo⸗ 
lation der einzelnen Artikel, quasi bei jedem derſelben, neue noch odioſere 
und jedes Recht noch mehr verletzende Dispoſitionen decretirt, von denen 
man ſagen kann, daß ſie die religiöſen Familien vernichten und an jedes 
rechtmäßige Eigenthum derſelben Hand anlegen. In den vielen Sitzungen, 
welche zur Discuſſion des Projectes abgehalten wurden, fanden außer der 
Nichtbeachtung der Gerechtigkeit der Sache und der Competenz des Urtheils 
verſchiedene Raiſonnements und öffentliche Reden mit einer unglaublichen 
Mißhandlung der Wahrheit, der Gerechtigkeit und ber Religion ſtatt. Die 
ganze katholiſche Welt, ja Jeder auch von den Häretikern und den Ungläu⸗ 
bigen, welche noch immer ein wenig Vernunft und natürliche Ehrbarkeit 
bewahren, wird hierüber entſprechend urtheilen können. 
„Nachdem nun bereit der obeiſte Pontifer, welcher der einzige von Gott 
in allem dem, was die Kirche und die religiöſen Inſtitute beirifft, eingeſetzte 
Richter iſt, feierlich profeftist, und jedes Attentat, welches man an den reli⸗ 
giöſen Corporationen und an dem von behfelben rechtmäßig beſeſſenen 
Eigenthum verüben wollte, für null und nichtig erklärt hat“); fo halten wir 
hier Unterzeichneten, Superioren und Generalprocuratoren der verſchiedenen 
in Rom reſidirenden Orden, es für unſere ſtrenge Pflicht, nicht bloß den 
von dem Statthalter Jeſu Chriſti, welchem wir unmittelbar unterworfen 
find, ausgeſprochenen Geſinnungen beizupflichten, ſondern auch in beſonderer 
Weiſe in unſerem Namen und in dem der religiöſen Familien, welche uns 
Gott nach den Normen der chriſtlichen Vollkommenheit und der evangeliſchen 
Rathſchläge und nach den von dem apoſtoliſchen Stuhl approbirten Geſetzen 
und Conſtitutionen zu leiten und zu regieren gegeben hat, zu proteſtiren. 

„Indem wir daher unſere Proteſte und mit ihnen die in dem Circular, 
welches wir unterm 4. October 1871 allen beim heiligen Stuhl accreditirten 
99. Botſchaſtern, Geſandten, Geſchäftsträgern und Conſuln zuſandten, auf⸗ 
geführten Gründe erneuen, wobei wir zur Evidenz nachweiſen, daß die Au 
hebung der in Rom beſtehenden religiöſen Corporationen ein offenbares und 
opioſes Attentat gegen die Rechte der regulären Orden ſelbſt, gegen die 
Rechte des ganzen Katholicismus und am meiſten gegen die dem ſichtbaren 
Oberhaupte der Kirche zukommenden geiſtlichen Rechte iſt: 

„Proteſtiren wir jetzt neuerlich und insbeſondere gegen alle die unge⸗ 
heuren Läſterungen, welche bei dieſer Gelegenheit ſtraflos zur Beſchimpfung 
Gottes und feiner heiligen Religion ausgeſtoßen wurden; gegen alle die 
Jnjurien zum Schimpf und zur Beleivigung der heiligen Perſon und der 
Autorität des Statthalters Jeſu Chriſti; | 

„Proteſtiren wir gegen die von den Referenten der Commiſſion an ben 
Tag gelegte Gottloſigkeſt, indem dieſe, ſich dem Evangelium Jeſu Chriſti 
gegenüberſtellend, nicht auſtanden zu „bejahen“, daß die ebangeliihen Räthe, 
zamlich vie Gelübde der Armuth, der Keuschheit und des Gehorſams, die 
Gegenſätze jedes materiellen, moraliſchen und intellectuellen Fortſchritts des 
Menſchen ſind; 

„Proteſtixen wir gegen die Incompetenz und den Widerſpruch derjenigen, 
welche, nachdem fie geſchworen haben, das Statut zu beobachten und auf: 
recht zu erhalten, nachdem fie der katholiſchen Welt feierlich verſprochen 
haben, die Autorität der Kirche intakt zu laſſen, Geſetze vorſchlagen und ap⸗ 
probiren, die dem erſten Artikel des Statuts zuwiderlaufen und den Rechten 
und der geiſtlichen Autorität des römiſchen Pontifex und den heiligen Ge⸗ 
ſetzen der Kirche in hohem Grade enigegen ſind; 

„Proteſtiren wir gegen die Verleumdungen, die Falſchheiten, die Lügen, 
welche ohne irgend einen Grund, ohne einen wirklichen Beweis in der 
Oeffentlichkeit zu Laſten der religiöſen Inſtitute und Perſonen, welche volles 
Recht haben, ihre eigene Reputation und ihren Ruf zu wahren, geſagt und 
verbreitet wurden; 

EN wir gegen die gewaltſame Expropriation der Häuſer und 
der Convente, gegen den Raub und die Condertirung der Güter und des 
unſern reſpectiven Orden gehörenden Eigen thums, und behalten uns gegen 
jebweden ungerechten Eingreifer und Beſitznehmer die ihnen anhängenden 
Rechte vor, deren uns keine Obrigkeit rechtmäßig berauben kann. 

„Gegen dieſe ſo großen Ungerechtigkeiten und Gottloſigkeiten berufen 
wir uns auf den oberſten Pontifex, den Statthalter Jeſu Chriſti auf Erden, 
auf die Biſchöfe und Hirten der Seelen, welche die Hüter, Wächter und 
Vertheidiger der kirchlichen Güter und Beſitzthümer ſind; 

„Berufen wir uns auf alle die über die ganze Welt zerſtreuten getreuen 
Katholiken, aus deren liebevollen zur Ehre und zur Verbreitung des Glau⸗ 
bens und der Kirche gemachten Schenkungen zum größten Theile die Güter 
und Beſitzthümer der Orden herrühren; 

„Berufen wir uns auf das iadividuelle Recht der Aſſociation und des 
Eigenthums, auf das öffentliche Völkerrecht und auf das internationale 
ch welche alle drei zu Gunſten unſerer Exiſtenz und unſeres Eigenthums 
prechen; i 

„Berufen wir uns auf das Urtheil aller verſtändigen und gefitteten 
11 5 welche ſich noch nach den Regeln der Vernunft und des Glaubens 
richten; 

„Berufen wir uns endlich auf das Urtheil des oberſten Richters der Le⸗ 
bendigen und der Todten, auf den allmächtigen Gott, bei welchem es lein 
Anſehen der Perſonen giebt, und deſſen unerbittliche Gerechtigkeit wiſſen 
wird, wann immer es ſei, den Ruf und die Rechte der Verleumdeten und 
der Unterdrückten wieder herzuſtellen: während wir unſererſeits ihn fleißig 
und von Herzen bitten werden, Erbarmen und Barmherzigkeit gegen unſere 
Verleumder und Unterdrücker zu üben und fie vor jenen zeitlichen und ewi⸗ 
gen Strafen und Züchtigungen zu bewahren, denen ſie wegen der Gottloſig⸗ 
keit ihrer Handlungen elendiglich verfallen könnten. 

„Rom, 2. Juni 1873.“ a (Folgen 82 Unterſchriften.) 
1.) Brief des Papſtes an den Cardinal Antonelli, geſchrieben am 16. Juni 

1872, — Von dem Papſte an die Cardinäle gehaltene Allocution vom 

23. December 1872. 

[Der Geſandte des Deutſchen Reiches, Hr. v. Keu dell, 
ft Montag den 2. Jan, Abends 6 Uhr, in Rom eingetroffen. Das 
Perſonal der deutſchen Geſandtſchaft, viele polttiſche Notabilitäten und 
die hervorragendſten hier anſäſſigen Deutſchen empfingen ihn am 
Bahnhofe. Er nahm einſtweilen im Hdtel de Rome Quartier, weil 
er nicht fo bald erwarſet wurde und feine Gemächer im Palaſte 
Caffarellt, dem Sitze der deutſchen Geſandiſchaft, zu feinem Empfange 
noch nicht bereit waren. 

[Der franzöſiſche Geſandte, Herr Fournier, ] hat geſtern 
dem Miniſter des Aeußern die Ernennung des Marſchall Mae Mahon 
zum Präfivenien der franzöſtſchen Republik officiell angezeigt. 

[Die Bettelei bei der Katfesin von Rußland.] Wte 
bie „Italieniſchen Nachrichten“ bemerken, ſcheinen bei der Unzahl von 
Beltelbriefen, welche an die Kalſerin von Rußland übergeben worden 
den find, die Clericalen die Hand im Spiele gehabt zu haben. Die⸗ 
eiben wollen wohl der Kaiſerin vormachen, daß Rom, ſeit es die 
Hauptſtadt von Stalten geworden, auch der Sitz des größten Elends 
geworden iſt. Deßhalb haben ſie Alle, die unter ihrem Einfluſſe ſtehen, 
genöthigt, Bettelbriefe einzureichen. Bei genauer Unterſuchung derſel⸗ 
ben erkennt man, daß fie meiſt über denſelben Leiſten gemacht und 
von denſelben Händen geſchrieben worden ſind. Das ſcheint freilich 
ſehr einfältig und kindiſch. Die angeſtellten Vergleiche ergeben aber 
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eine ſo auffallende Uebeteinſtimmung, daß kein Zweifel an der Gegrün⸗ o 


betheit des Verdachts bleibt. 

[Ein erheiterndes Geſchichtchen] theilt die „Liberta“ mit. Der 
König wußte nicht, daß vie Großfürſtin Maria, Tochter der ruſſiſchen Kaiſerin, 
ſich zur Feſtvorſtellung ins Theater begeben. Victor i 
große Abneigung gegen Alles, was zum officiellen und äußerlichen Pomp 
gehört. Als Soldat, Jäger und Mann von einfachen Gewohnheiten wünſcht 
er möglichſt ungenirt zu leben, Thatſache iſt, daß er ohne ſchwarzen Rock 
und weiße Crabaite ins Theater kam, was beides doch unerläßlich war, wollte 
er den hohen fremden Herrſchaften einen Beſuch abitatien. Was war zu 
thun? Der Konig ließ den anweſenden Präfecſen, Commandanten Gadda, 
erſuchen, derſelbe möchte ihm für einen Augenblick Frack und weiße Cravate 
leihen. Nachdem der Kleiderwechſel im Hintergrunde der Privatloge des 
Königs vor fich gegangen war, begab ſich 
Fürſtinnen. Das Seltſamſte an der Sache iſt — fügt das genannte Blatt 


Emanuel hat eine T 


Letzterer in den Balco der Thl 


binzu — daß der König felbft die Geſchichte erzählte und daß man herzlich 


darüber lachte. Be 
Großbritannien. 

London, 6. Juni. [Zur Löſung der Sclavenfrage und 
Vernichtung des Selavenhandels]! macht Capitain Franels 
Galton in einer an die „Times“ gerichteten Zuſchrift den Vorſchlag, 
die afrikaniſche Race ſich gänzlich vom Halſe zu ſchaffen und Afrlka 
mit Chineſen zu bevölkern. „ i 

England ſolle, dem Capitain zufolge, in dieſer ethniſchen Umwälzung die 


Rolle eines Hauptagenten ſpielen. Es muß, ſagt er, einen Theil unjerer 


Staatspolitik bilden, chineſiſche Anſiedelungen an einen oder mehreren paſ⸗ 
ſenden Plätzen an der Oſtküſte von Afrika zu ermuntern und herzuſtellen. 
Capitain Galton iſt auch der Anſicht, daß die neuen Ankömmlinge nicht nur 
ihre Lage behaupten, und ſich bald vervielfältigen würden, ſondern auch 
daß ihre Nachkommen die auf einer niedrigeren Stufe ſtehenden Negerraee 
ganz verdrängen werden. Es läßt ſich erwarten, bemerkt Capitain alton 
im Weiteren, daß ein großer Theil der Seeküſte Afrikas, die jetzt nur ſpär⸗ 
lich von trägen, herumlungernden Wilden unter der angeblichen Oberhoheit 
Zanzibars oder Portugals occupirt iſt, in einigen Jahren von fleißigen, 
ordnungsliebenden Chineſen bewohnt werden wird, die daſelbſt entweder in 
halber Unabhängigkeit von China oder in vollſtändiger Freiheit unter ihren 
eigenen Geſetzen leben. Im letzteren Falle würde ihre Lage Aehnlichkeit 
mit der der Einwohner von Liberia in Weſtafrika haben, welches Territorium 
vor 50 Jahren für die Aufnahme freier Neger aus Amerika gekauft und zu 
einem unabhängigen Staate gemacht wurde. i Ä 

[Das Unterhaus] nahm geſtern ſeine durch die Pfingſtfeiertage uns 
terbrochenen Sitzungen wieder auf. Die Führer beider Parteien des Hauſes 
waren zeitig auf ihren Plätzen, aber die Mitglieder hatten ſich nur ſehr 
ſpärlich eingefunden. Den Hauptgegenstand der Erörterung bildete die 
Juries Bill, ein die bisherige Bildung von Jury's mobificirender Geſetz⸗ 
entwurf, der zur Specialdebatte 1 Paragraph 5, welcher von den 
Ausnahmen von der Verpflichtung, Geſchworner zu ſein, handelt, gab zu 
einer längeren Discuſſion Anlaß. Gathorne Harvy ſetzte mit 70 gegen 
55 Stimmen und trotz der Oppoſition des Meta Peu die Eximirung 
von Schullehrern öffentlicher Schulen und Univerſitäts⸗Profeſſoren, die im 
Univerſitätsgebäude wohnen, durch, und H. Palmer fügte, mit der Zu⸗ 
ſtimmung des Attorney⸗Generals, Beamte beider Hzuſer des Parlaments 
während der Parlamentsſeſſion der Liſte hinzu. Auf Antrag von Oberſt 
Bartelot wurden auch prakticirende Thieräczte ſowie der Gouverneur und 
Vice⸗Gouverneur der Bank von England eximirt. Dagegen ſcheiterte ein 
Antrag, ſtädtiſche Richter, Räthe, Stadtſecretäre und Kaſſirer, jo wie die 
Aldermen von London von der Verpflichtung, als Geſchwoxene zu fungiren, 
zu befreien. Daſſelbe Schickſal widerfuhr auch einem Amendement, das 
ausnahmepflichtige Alter bon 70 auf 60 Jahre berabzuſetzen. Bei 8 54 
entſpann fich eine lebhafte Debatte über einen finanziellen An aan ac's, 
der die Lokalbeſteuerungsfrage aufs Tapet brachte. Gladſtone pro 
teſtirte gegen dieſen Antrag aus dem Grunde, daß er unangemeldet ge tellt 
worden ſei, worauf Magniac ſich zur Zurückziehung deſſelben bereit erklärte, 
aber dies wollte die Oppoſition nicht erlauben, und auf Antrag eines ihrer 
Mitglieder wurde die Debatte vertagt, damit dieſe neue Phaſe der Frage 
in einem darauf vorbereiteten Haufe zur Dizcujlion gelangen könne. 

[Der Libell⸗Proceß des iriſchen Pfarrers O Keefe gegen den 
Cardinal Cullen] wird ſich demnächſt in zweiter Auflage abſpielen. Der 
iriſche Queens⸗Beuch⸗Gerichtshof hat dem Antrage des Beklagten auf Ein⸗ 
leitung eines neuen Proceſſes behufs Verwerfung des Verdikts der Jury 
ſtattgegeben. Der Lordoberrichter, welcher dem erſten Proceſſe praäſidirte, 
behauptete aufs Neue die ee die er der Jury erläutert hatte, nämlich, 
daß, da das päpſtliche Reſeript, auf welches die Vertheidigung ſich ſtützte, 
leine Rechtskraft im Lande babe, die Suspenſion des Pfarrers nicht vollzo⸗ 
gen werden konnte; aber die Beiſitzer des Gerichtshofes, Richter O'Brien, 
Fitzgerald und Barry, hielten dafür, daß der Oberrichter kein Recht babe, 
die Veriheidigung des Cardinals, die der volle Queens⸗Beuch⸗Gerichſshof 
für ſtichhaltig erklärt hatte, bei Seite zu ſetzen. 


* Breslau, 10. Juni. Angekommen: Prinz Biron von Cur⸗ 
land aus Poln⸗ Barteuberg; Graf v. Sternberg, k. k. Rittmeiſter, aus 
Rauvpitz. 

Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts 
5 Sternwarte zu Breslau. 


Juni 9. 10. Nachm. 2 U. Abds. 10 Ul. Morg. 6 U. 
Luftdruck bei oh 331%%38 331%ö 33 g 330% 92 
Fuftwärme + 10, + 85 + 952 
Duaftbrud .......... 2719 41 417 
Dunkfäkligung | Set | 7 at nei 
Wetter. wolkig. bedeckt, Regen. bedeckt, Regen. 


Wärme der Oder 
Breslau, 10. Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 17 F. 2 Z. U.⸗P. 3 F. 9 3. 


Berlin, 9. Juni. Heute hatte ſich eine Trägheit des Marktes bemächtigt, 
die inſofern ihr Erſchreckendes hatte, als fie dem Anſcheine nach intenſiver 
und andauernder als ſich vermuthen ließ, werden dürfte. Es fehlte zu den 
billigiten Notirungen des Vortrages und ſelbſt etwas darunter faſt auf allen 
Gebieten an jeder Kauflust, wie denn auch die Verkaufsordres die mäßigſten 
Grenzen innehielten. Von einer fpeculativen Thätigkeit war faſt nichts zu 
bemerken, abſchon Geld mehr als reichlich vorhanden und auf tägliche Kün⸗ 
digung ſich beiſpielsweiſe zu 2% offerirte, Discontex wurden zu 4% geſucht. 

mmer und immer wieder iſt es der Blick auf Wien, der die Börſe unter 

ruck hält, und wenn zu dieſer Betrachtung noch die vielfach vorhandene 
Neigung der Börſenmänner, den Geſchäften und Berlin während der nächſten 
Wochen den Rücken zu kehren, hinzutritt, fo erſcheint die Annahme 
einer längeren Luſtloſigkeit des Verkehrs wohl als keine 1 
Auch dem Speculations⸗Markte fehlte jede Anregung, Franzoſen 
und Lombarden ſetzten mit wenig veränderten Courſen ein und gingen auch 
nur in ganz geringfügigen Beträgen um. Oeſterr. Ereditactien eröffneten 
gegen die billigſten letzten Notirungen vom Sonnabend eher mit einer Stei⸗ 
gerung und behaupteten im Ganzen das Niveau, wenngleich aber auch 
einige vorübergehende Rückſchläge si verzeichnen find. Sehr ſtill blieb das 
Se in den öſterreichiſchen Nebenbahnen, ſelbſt Galizier und Franz⸗ 
Joſephsbahn — von welchen recht befriedigende Mai⸗Einnahmen bekannt 
geworden waren — fanden keine Beachtung. Eliſabeth⸗Weſtbahn war ſtark 
offerirt und daher im Courſe erheblich Ne In auswärtigen Fonds 
gewann der Verkehr wenig Ausdehnung. Oeſterreichiſche Renten matt und 
im Courſe herabgeſetzt. Türken und Italiener gingen zu letzter Notiz nut 
wenig um. Franzöſiſche Rente ſehr ſtill, Amerikaner aber feſt und recht 
belebt, auch ruſſiſche Staatswerthe bei ruhigem Verkehr feſt; von ruſſi⸗ 
ſchen Bahnen wurde viel flottantes Material aus dem Markte genommen. 
Preußiſche Fonds recht feſt, Anleihen und Rentenbriefe belebt und zum Theil 
höher. Preußiſche Prioritäten zeigten ſich belebt und feſt, für öſterreichiſche 
war vas Angebot vorwiegend, nur lombardiſche, Staatsbahn und Livor⸗ 
neſer gefragt. Ruſſiſche Prioritäten gingen nur ſehr wenig um. Auf dem 
Eiſenbahnactienmarkte war das Geſchäft äußerſt beſchränkt, jo daß fi eine 
andere markirte Tendenz wenig bemerkbar machen konnte; die Rheiniſch⸗ 
Weſtfäl. Deviſen zu ganz ſtabilen Courſen, Köln⸗Mind. feſt. Das Prämien⸗ 
geſchäft blieb faſt verkehrslos. Bankactien ſehr ſtill und in Folge der 
Geſchäftsloſigkeit eher matt. Meiſt gingen die Courſe, wenn auch nur 
unbedeutend, zurück. Berliner Handelsgeſellſchaft, deren Dividende auf 
12% pet. heute feſtgeſetzt iſt (300,000 Thlr. wurden dem Reſervefonds über⸗ 
wieſen) barlisten darauf hin nicht. Induſtriepapiere ſehr ſtill, von Montan⸗ 
werthen Vorwärtshütte, Victoria, Pyönix und Bochum A. und B. rege und 
zum Theil höher. (Bank: u. H..). 
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o ohne Fan I e 119 Ahle. 5234 Sar, lichkeit Theil, welcher auch Truppen und Nationalgarden aſſiſtirten. — 2 
d ocalanber di e Sehbenber Seto Wie die hieſigen Blätter berichten, hat dle parlamentariſche Oppoſition 
er 19 Thlr. 20 1618 Sgr. bez. October⸗Nobember 19 Thlr. 6—4.—5 79 15 an 11 Ratazzi's zum Präſidenten ihres permanenten Aus⸗ 
uſſes ernannt. f 


gr. bez. — Gekäuvigt 370,000 Liter. Kündigungspreis 19 Thlr. 4 Sgr. 

3. — Wetter; veränderlich. 5 London, 9. Juni. Nach aus Dublin eingegangenen Nachrichten 
hat ſich geſtern Nacht dort bei Gelegenheit einer großen Feuersbrunſt 

eine große Menſchenmaſſe angeſammelt, von weicher Verſuche gemacht 

wurden, von den aus dem Feuer geretteten Gegenſtänden zu rauben 

und zu plündern. In Folge deſſen ſchritt das Militär ein und wurden 

durch einen Bajonnetangriff gegen 70 Perſonen verwundet. 


‚Berliner Börse vom 9, Juni 1873. 


Wetter: ver⸗ 


2 Wechsel - Ceurse. Aigenbahn Siam Astion 
bir. bez., Divid.pro| 1871 | 1972 | @#, 
Amsterdam250F1. |k, 8.144 139% ba Aachen Mastricht | ® — 4 0 % b 
do. Jo. 2 M. 4½ 138% bs. Berg. Mürkiscke. | 7 6 4 11a bg 
Hamburg N k. 8.44 — — Berlin-Aubelt . . 118% 17 4 les pz . 
| done 0. 12.14 | — — Bearlin-Göritz. ; , 0 34 4 107% 52 
ändert, pr. London 1 Lt, 3 M.]? 6.19% br. | Berlin-Hamburg. 10% 12 4 225 . 
Bun 2000 b Paris 300 Fra, .| 215 | — — Ber). -Potad. -Magd.|1% 8 4 135% de . 
5 Pf Wien 180 Fl. 8 T.|S 89% tz. Berlin-Btetän . 11 12% 4 184% be, n. 
do. o, „2 f. 88% 8. % Böhm, Westbehn | & — s 100 ½ 5 5 
Augsburg 100 Fl. 2 M.|b 86 14 8. Broslau-Freid, ,. | & 174 4 118 d= 
Leipzig 100 Thlr. s T. % 95% G. de. 2589. — 6 105 ¼ ba 
do. do. 2 M. 4% —— Höhe- Minden. 1% [ 4 114450 ö 
k⸗September 19 Thlr. bez. u. Gld Belarsturei0oBR. Is . d be e ae ee 4% a 5 
September r. bez. u. cterab . K. Dus-Boden hte K. 5 — 5 5 . 7 A 
N 1 Nei 104 57% Sl Warschau 80 8. 3 1.5 E BE 80 Gbr 8 40 “= ® O4 > Crebitact. 28 t 1860 e Vooſe 927. Franıofen 345%, 
nr , ne LITT 24 Du) „ * allo-Borsu dus, 1 [73 1 3 
HAannover-Altonb, | 8 — |5 | 72% ol Silberrente 65%, Papierrente 61%, Eliſabethbahn 229%, 
Raschau-Oderbare | 5 5 s | 73% 5x g 
Kronpr.- Rudolf. > 11 1 5 D G. 
1 igab,-Besh, 2 
Fonds und Esld-Usurse. ee 
Mag dab. -He 8 — 4 1132% ba B 
Freiw. Btonte-Anleibe 4% — — Mesdehebe a 160 a 4 247% ba 
Staats. Anl. 4% ige 4 ta. Ao. Lib 4 4 |a | 98 F 2 
dito consolid, 4% 104% ba. Matnz-Lad wage. ö 11%½õ4 166% bz 
alto Apige |4 "| warochl-Menke. «| & 4 4 | 06 bz 
Btaata-Bokuldeoheimei, 3 is, NarschL-Zw „8 — 1 — 
u. G., ram. Anleihe v. 1355 |3 4. 12%, 113% 3% 181¼ be B. 
10 Berliner Stadt-Oblig., |# ‚113 13 46/188 % 5 8 
5 Cöln-Mind. Prämionach '& 12 12 |6 |197%,a8bz 
(ener Nö nr. 55 1270 8 
3). do. Unkünab, al 0 0 2 487 5 rovinzial⸗Disc.⸗Bank 141. Anglo⸗Deuſſche Bank 
5 ee 5 1 0 Bechte 0. U. Bahn 10 1 1 5 127% be 5 5 0 100. e 1 1 Wien. 
amen eee 5 „ Belchenberz-Pard.| 4% 4% 72 2 . 5 er Ruſſ. ior. A. — 
4 (Sohleoleche. . . . eee hi 144 Kalb; J. Trier 
3 Kur. u. Nonmörk, u Bhein-Nahe-Robn | 0 0 438% 5% B 
5 \Zommersohe, ... . Bumän, Kisonb, |5% | — s 42% ps @ 
eee 1 d. Schwein ene 2 e 4 | 40 br 
2 Sea 3 eaxgard-Porenes 3999 ¼% as f * 7 
8 Inliner 13 1 416 Gd, pr 19 1 1000 e 255 De 0 
8 Aae Warschau-Wien . — |5 | 8214 be 5 fd. 0 


Bisenbalın-Stauım-Prioritäts-Actien. 


_ | Barlin-Görlitzer . 5 5 104d G 
5 F333 ne 
Oldenburger Loops 38 G. e za ahen 2 2% ‘ 721% bz & 
snaover-Alttenn, a ns 
Kohlfurt-Falkenb 2 5 |5 88 bz 
Märk.- Posener. | 1 0 5 14% bed. 
? Louisdtor 109b 9,|Dollare 1.1134, @. Ge ge 10 93 60 
— — — — l— 5 Vore } En. 0 2 0 4 RD; 
+ Breslau, 10. Jun, 934 Uber Dorn, Die Stimmung am heutigen | b ee sonen ee e 
arkte war etwas rubiger, bei mäßigen Zufuhren und unveränderten Preiſen.] imperiato— — (uss. Bkn 50% , eee — __5 5 169% be iR 
Weizen, zu hohe Forderungen erſchwerten den Umjab, pr. 100 Kilogr. eee e 1% nc e 
g e be 8% bis 9% Thlr., gelber 8% 9% Thlr, feinfte Sorte Heger Baus. 18 i . 0 nn lie 
9% Thlr. bezahlt. g x Berl Bankverein is is |5 1127 0.4 
on gen in sehr fefter Haltung, pr. 200 Rilog. 6%, bis 6% Tür, Ausländische Fonds. B den e ja I 8. 
feinſte Sorte 8% Thlr. bezahlt. 5 e Bari. Tombua k 5 1150 safe 
3 8 22 b ac zugeführt, pr. 100 Kilogr. 6 bis 6%, Thlr., weiße 6% a0. Toft. v. 50 2% ==. Ben, t mee | 6 1 dr 6 
bis 6 r. 5 | ao. Sder Präm. Anl. 47% 8. eri roc ee — ee, | 97 v2 0 
10 8 ater che pr. 100 Kilogr. 5% bis 5% Thlr., feinſte Sorte &o. gen — 115 55 Sean Bann 8 11 nal. b 
über z bezahlt. = 5 do. Silberpfandbr. .. 3% 73 B. Srsel, Pidg Rank Br = 
Erbien preishaltend, pr. 100 Kilog. 5—5% Thlr. - P£db.d,Oest,Bd,-0r.-@5.|5 | 91 u Fsisdenfnal u. ©. is [10 88% ba 8 1 5 
Biden mehr beachtet, pr. 100 Kilog. 3% 4% Thlr. | Wiener Bilborpfandbr. ee ee Anl Köln, 9. Juni, Nachm. 1 Uhr. [Getreidemarkt.] Wetter: ſchön. 
Lupinen ſchwach offerirt, pr. 100, Kiloge. gelbe 377 37 Tbl., blaue do, a, nun I; e e eee |7 |; |’9a „ Wobessbiehger Inco 2, 1 6 ee 9 12 Jui e 
3% bis 3 1. s f do, Öred,-Pfh.. b zProvWeebalerB.|- = 1 |» | 88 8. Roggen beſſer, loco r. Juli „ pr. 
Ay ohn A preis haltend, pr. 100 Kilog. 5% —6 Thlr. Auge Tol. chat Obi. 4255. 95.8 Des bg nee i 1% | 90% den Nobbr. 5, 23. — Rüböl beſſer, loco 11/0, pr. eiober 12 0 — Seindt 
100 Kilog. 57 57 Thlr. Lene leni Fun | | 1 , 0b gergred. B 10% % 03% 8 = 
Mais mehr beachtet, pr ilog. 545% Thlr. Soln. Liqufd.-Pfandbr. 463 ½ dz S ordrad. E. 10% | 7% J | 98 % 
Delfaaten ohne Umſatz. Amerik. 60% Anl. p. 186% 2 l. Bars Cree „ 4 Rüböl ruhig, 
Schlaglein matter. a 8 do. 4. b. i888] | 88 80. Dent ettelbant s f f sea‘ OU = 
Per 100 Kilogramm netto in Thlr., Sgr., Pi. Bacleche Bran l, 4 | Wh 5, eser . al ee mber 
5 85 220 Gt 8 LEE 1 N baG, | Deutsche Bank . 3 8 6 2 
Saal. 865 2 90- m ea U e eee | HERE 
inter⸗Raps — — — — anzösische Rente. 1.0 5 5 
Simm f VV lea kadar pg. e Be: , e 
Sommer⸗Rübſen. — — = 5 Baab-Grezeri00Thir-L.|d 80 ½ bz. eee een eee eee, 6 de 
, , |Srssmereiee | 1 | herntn. 
5 n u srad,-E 5 
Leinkuchen mehr beachtet, ſchleſiſche 90—92-Sgr. pr. 50-Nilogr. Oneeestiilonman! |5 | San da. |itand. Neri ja, 15% 1 heaa. 
 Rieefaat ohne Zufuhr, — rothe 12—16% Tlr. pr. 50 Kilogr., weiße Inde rene a0. 28 . 5 5 r: Frübe. Er i 
12-1618 Tolk. pr. 50 Kilogr., bochfeine über Notiz bezahlt. > do. Bienne a. „. ee [40% ts Antwerpen, 9. Juni, Nachmitt. 4 Uhr 30 Min. [Getreidemarktz 
Tbymotdee ohne Aenderung, 3 —10 7 Thlr. pr. 50 Kiiogr. Badische 38 Fi, Lecse 39% 5. Hessische Baus, | — |6% |4 | 76% 5 (Schlußbericht.) Weizen behauptet, väniſcher 35%. Roggen ruhig, franzöſi⸗ 
Kartoffeln pr. 50 Rilogr. 28 Shr. bis 1 Tolk. pr. 5 Liter 874 —4 Sgr. Zreunacım. Präm-Anl 29% be r Imre Sn Sales I EEREBUN SE 7 Beilte: Geaak 
re leitet Ei A een he Schwedische 10 Thir-Looss— -- Lendw.-BE 14 — 80 6 Ant 9 i, N 4 30 Mi 3 
= $ ) TB 88 0 1 ntwerpen, 9. Juni, Nachm. 4 Uhr 30 Min. ([Petroleummarkt.] 
f Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahnn. > Finnische 10 Tr. 0086 10 B. e „ (Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco und per Juni 39% bez., 40 
die en us 873 2 75 r . . N 8% ö 406 6. Br., pr. Juli 40% Br., per September 41 ½ bez. u. Br., per September 
I) aus dem Perſonen⸗ Verkehr 4 „— Sgr. — Pf... fene 2 | 12 i875 „43% Br. Wei : 
3 aus dem Güter: und Bich-Betehe .. 90 „ — m —n 7985 Hoden 18 1 117 5 EEE ER ET EEE 
3) Extraordinaria rennen 9,041 „ — nn | ‚Eilsenbahn-Prieritäte-Astien. 13% 3 06 55 6 Das 14. Stück des Reichs⸗Geſetzblatis enthalt unter Nr. 929 das Geſetz, 
5 „Summa pro Mai 147,387 Thlr. — Sgr. — Pf.] berg- Ms. Berg. H., || 99 % C. KUH TER EHEN 15 1 sur Umgeitaltung und Ausrüſtung von Deutſchen 
bee ee ene. 120307 A de. . I . e. 9e % e dag ig, Sila der Gele Sannlang entpätt unter Sr, 8129 daß Gel 
= efinitiv feſtgeſtellt gd „ , 0. 0. Kon, ler 5 N 5 ©: alt unter Nr. as Geſetz 
. e , © |9% je 10%, [wesen Abönnsrung be3 Gelenes nam 1, Mai 1861, beizefenn die Binfüge 
Einnahme bis Ende Mai 1873 . 632,517 dr Zen 5. 40. do, 5 15 wa. See ee , 1 a 1 de ‚u, eine Allen: une Deinem Einkommenſteuer. Vom 25. Mai 1873; 
i 12 .... — „ * 8 5 5 5. . Bod.-Cv.- Act ee 8 de a 2 1 
1 " 7 Pe bie g e an nr 40 99 55 r rene 3% 95% 5 1420 5 Sklahiftener. Vom ee 1 Nr. 681815 den Ale anne } 
4 2 r p TREE EEE „ „ 9. . r. red t. — 5 8 L 5 2 2 
Mithin pro 1873 mehr 132,873 Thlr. — Sgr. — Pf. 10 40 .f ö Bu eo, . 0 — 77 4 46 a et, et en Dir 1 Ne Senne um Diss 
le ⸗Sorau⸗Gubener Eifenbe ö de . . cn g. 60% . ja" lz ö. n und 26 Til. eil II. des Allgemeinen 
1 alle⸗Sorau⸗Gubener Eifenbahn. urn. dende ee 4 88 F. e tale d. Landrechls enthaltenen Ebeberbote; und unter Nr. 8132 den Allerhöchſten 
Die Einnahmen pro Monat Mai 1873 betragen (proviſoriſch ermittelt): }-Märkische , . 1 b 139% de RB Erlaß vom 30, A 7: i Köni⸗ f 
1 Bert 80 a0, 60, III. [4 | 92% @, SchiVereins-Bank| — |9 5 35 42 0 rlaß vom 30. April 1873, betreffend die Errichtung Königlicher Eiſenbahn⸗ 
aus dem Perſonen⸗Ver kehrt „„ r lege Thibinger Bau. 9 IM 21% be d.] Commiſſionen für die Verwaltungen der Oſtbahn und der Hanno 
2 aus dem Güter⸗ und ViehBerkehr. .......... 33,161 „ | Maxschl, Zweb. Lit, 5 f — — Vor-Bk, Guistop |is Is Is 164% 0 Sſtaatsbahn. und der Hannoverſchen 
0. „ D. ee ar. Bank | 7 113 8% 

3) aus dem Extraordinarſumn 77 monaten 8 ; 54 b. Das 17. Stüd der Geſetz⸗ Sammlung, enthält unter Nr. 8133 die Vers 
= . 5 Summa pro Mai .. 58,142 Thlr. d G.. 4% 5 ul, ordnung, betreffend die Zagegelver und Reiſekoſten der Mitglieder der 
Die Einnahme pro Mai 1872 beträgt (definitiv feftgeitellt) .. 25,589 „ Ao, D i Geer 0 0 % % 6, Com miſtonen zur Veranlagung der klaſſiſtzirten Einkommensteuer und der 

5 Mithin pro 1873 wehr 30,553 Thlr. 4 3½ 83 bs G. Oberschle, 4e 8 4 |6 642 0 Gebäuveſteuer, ſowie der Abgeordneten zur Veranlagung der Gewerbeſteuer 
Einnahme bis Ende Mai 187) 32 Sri dee ee 1 e Som e input: 15 SEN 25 
r 1872 e e 90%, ee lee ln 18 lem de é didnt betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Mitglieder der Bezirks 
> 5 ——— — 27 „ %% Baltischer Lloyd. 10 0 55 d. und Veranlagung Commiſſionen für die anderweite Regelung der Grund⸗ 
2412 . 80 4 7 1 
Mithin pro 1873 mehr 168,963 Thlr. 0 4 4% Kat 40 deen ee | — 16 | &% ia fteuer. Vom 19. Mai 1873. . 
5 8 g do. do. 177 — — Brosl. E. Wegenb 7 17 [5 | 78% n + DTF... VVK 
: de. 40. . 2% Hrdm, Spinnerei. 9 15 18% k. [Die Nr. 23 der „Gegenwart“ von Paul Lindau, Verlag von 
e ran 05 b ben 52 2. 85 are r ee 11 site, Georg Stilke in Berlin, enthält: Der Regierungswechſel in Fran sei. 
gr. b e a tue = „ [9% Von Leopold Richter. — Ueber Schwur⸗ und Schöffengerichte. Von einem 
RR: Verſailles, 9. Junt, Abends. Die Nationalverfammlung nahm | Schtesw. Kiscubebr. . 17 26½% ö. - 5.1108 ers, lächſiſchen Juriſten. — Weltausſtellungsbrieſe. I. Aus dem Wiener Prater. 
die Deinglüchkeit für die Vorlage über die Gehaltserhöhung der Lehrer Lene eren d bg Schi. wee, | — |5 | 12,5 @. Gon Friedrich Schlögl. — Literatur und Kunſt: Jenſeits der Alpen. Von 
an den Primär⸗Schulen in Berathung. eee Er n | = BE an Emanuel Geibel. — Moderne Culturzuſtande im Elſaß. Von Auguſt 
a 3 55 5 9 40 i i ih Fi 8 228% d. 6 Schricker. — Aleſſandro Manzoni. Von A. Vipanti Lindau Aus 
* 35 2 . Königs- n. Kanrar 2 = % hu 8 2 . . fi ep 
„ e von Gambetta un anderen eingebrachte Interpellation über Gate Lag Bein. 5 888. Lauchhammer. 1. [is b der Hauptſtadt: Auguſt Conradi. Von Ernſt Wüerſt — Dramatiſche Auf⸗ 
das Verbot des „Corſalre“ wurde auf morgen anberaumt. Canrobert] naschen, Oderberg. 1 , en b % e fübrungen: „Der liebe Onkel“, Schwank in vier Aufzügen bon Rudolf 
nahm auf Anſuchen des Präſidenten der Republik fein Entlaſſungs⸗ Ader c ren 18 0 O.Schikinenwerk| — i | ze Aneiſel. Beſprochen von P. L. — Offene Briefe und Antworten. Ein Wort 
geſuch als Mitglied des oberſten Kriegsrathes zurück. r Bedenhüte „..,| . |> | 87% 148 für die Amerikaner. An den Redacteur. Von J. Snowden⸗Hamblin. 
8 Madrid,. 8 Juni. Nach Meldungen, welche der Regierung aus ER südl et 4 71 ee > 80 ‘ 5 104 67 8. TTT 
Catalonſen zugehen, wäre die Dischplin unter den Truppen völlig] (e. neus % 1247 5. Torte Herb 3 20 J H. Upmann u. Pri 
| | 72 1 8 3 11 55. in, 5474 % h „Princes I i : 
wiederhergeſtellt. Der General Velarde hat das Commando wleder cnenieeremeen.: bs, Pe b. I | — ” 10 f dCi at alte er Hank Sn nee Der, ee 
e i 2 Dantes: 5 neee = | = lee m 0 1 Aöftenneee a Mile | nd 1 SS 
vi 10 Junf. Die hieſige katholiſche Kirchengemeinde hat] Rockford Rock Island e „ unterm Koſtenpreiſe a Mille ſind vorräthig: i . 
ſich 01 e aller a 19955 N 9 7 75 . One ee 5 1 55 B Schi Fee 12 1 5 6. x le 415 1 9 Mile 10 Tbl.] Deftere. Jon. und Poſt⸗Deelara⸗ 
der Unfehibarkeit und für den Antrag der Altkalhollken ausgeſprochen, Ware wee ,,, eee I, Siefe ſehr beliebten bekannten Dar- Aae e hieb mann 
daß die Lehre deſſelben aus der Schule und aus der Kirche zu ver⸗ f r a oe fen fin ehr qualitätreih und kann] Protokollbücher Vorladungen u. 
annen ſei. A | Telegrap iſche Courſe und Börſennachrichten. ſie aufs Beſte empfehlen. [6785] | Atteſte. Miethsqutttungsbücher. 
Nom, 9. Junk. Das Leihenbegängnip Ratazzls hat geſtern unter Aus Nolffs Kelegr Bureau) A. Gonschior, . Zu, Prdeeh Besräbnie- 


em Zubsange elner großen Voltzmenge flattgefunden. Der Ktone| sg; N de 5, 18 1 gs 3 Uhr. [Schluß⸗Courſſe.] Zproc. Rente Nr. 22. Bücher. Proceß⸗ Vollmachten. 


Noir \ . ; uleide „ 10. ibe 7 ee ed 
ein, der Präſtsent und bie Mützlieder der Deputittenkammer und Sproc. Rente 63, 65. do. Tobals Alen 782, 50. Zaun eh pit) 700 00 ae un ea man 2 | 


